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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Versammlung der 
Westeuropäischen Union 


über den Ersten Teil der 22. ordentlichen Sitzungsperiode der 
Versammlung der Westeuropäischen Union vom 14. bis 18. Juni 1976 
in Paris 


Während der Juni-Tagung erörterte die Versammlung der 
Westeuropäischen Union Berichte, behandelte die üblichen ge- 
schäftsordnungsmäßigen Vorgänge und verabschiedete Be- 
schlüsse, die sich mit folgenden Themen befaßten; 

— Politische Fragen (Entspannung und Sicherheit in Europa; 
die politische Tätigkeit des Rates — Antwort auf den 
21. Jahresbericht des Rates; die Rolle der Atlantischen 
Allianz in der heutigen Welt) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Kliesing (S. 4, 9), Dr. Mül- 
ler (München) (S. 5), Frau von Bothmer (S. 7), Mattick 
(S. 8, 9), Sieg.lerschmidt (S. 9, 16, 30), Richter (S. 30, 31). 

Beschluß der Versammlung: 

Entschließung 59 bctr. die Europäische Union und die WEU 
(Ratifizierung des Beschlusses des Präsidialausschusses vom 
1, März 1976) 

— Bericht des Rates der Westeuropäischen Union (21. Jahres- 
bericht des Rates für die Versammlung; die Anwendung des 
Brüsseler Vertrages — Antwort des Verteidigungsausschus- 
ses; die politische Tätigkeit des Rates — Antwort des Aus- 
schusses für Allgemeine Angelegenheiten; Wissenschaft- 
liche, Technologische und Raumfahrtfragen — Antwort des 
Ausschusses für Wissenschaft, Technologie und Raumfahrt) 
Hierzu sprachen die Abg. Sieglerschmidt (S. 11), Haase 
(Fürth) (S. 10), Richter (S. 10, 14). 
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Beschlüsse der Versammlung: 

Empfehlung 284 betr. die Anwendung des Brüsseler Ver- 
trages 

Empfehlung 285 betr. die politische Tätigkeit des Rates 

Empfehlung 286 betr. Fragen der Wissenschaft, Technologie 
und Luft- und Raumfahrt 

— Verteidigungsfragen (Die Anwendung des Brüsseler Ver- 
trages — Antwort auf den 21. Jahresbericht des Rates; die 
Sicherheit im Mittelmeerraum; die Reservestreitkräfte; die 
strategische Mobilität) 

Hierzu sprachen die Abg. Richter (S. 22), Mattick (S. 23, 30), 
Dr. Schwencke (S. 24), Dr. Enders (S. 24), Sieglerschmidt 
(S. 26, 27, 29), Dr. Kliesing (S. 25, 26). 

Beschlüsse der Versammlung: 

Empfehlung 288 betr. die Sicherheit im Mittelmeerraum 
Richtlinie 46 betr. die strategische Mobilität 
Empfehlung 290 betr. die Reservestreitkräfte 

Richtlinie 45 betr. die Veranstaltung eines Symposiums über 
eine europäische Rüstungspolitik (Ratifizierung des Be- 
schlusses des Präsidialausschusses vom 12. Januar 1976) 

— Wissenschaft und Technologie (Wissenschafts-, Technologie- 
und Luft- und Raumfahrtfragen — Antwort auf den 21. Jah- 
resbericht des Rates; die europäische Luft- und Raumfahrt- 
politik — Richtlinien des Kolloquiums vom 2. und 3. Februar 
1975) 

Hierzu sprach Abg. Richter (S. 14). 

Beschluß der Versammlung: 

Empfehlung 289 betr. die europäische Luft- und Raumfahrt- 
politik 

— Haushaltsfragen und Fragen der allgemeinen Verwaltung 
(Haushalt der Versammlung der Westeuropäischen Union 
für das Haushaltsjahr 1976) 

Beschlüsse der Versammlung: 

Richtlinie 23 betr. den Haushalt der Verwaltung der West- 
europäischen Union für des Haushaltsjahr 1976 

Empfehlung 287 betr. den Status des Personals der West- 
europäischen Union 

— Beziehungen zu den Parlamenten (Vierzehnter Halbjahres- 
bericht des Ausschusses für die Beziehungen zu den Parla- 
menten) 

Dieser Ausschuß hat die Empfehlungen 285 betr. die poli- 
tische Tätigkeit des Rates (s. S. 12), 288 betr. die Sicherheit 
im Mittelmeerraum (s. S. 27), 289 betr. die europäische 
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Luft- und Raumfahrtpolitik (s. S. 15) und 290 betr. die 
Reservestreitkräfte (s, S. 28) ausgewählt, die offiziell vom 
Präsidenten der Versammlung an die nationalen Parlamente 
weitergeleitet wurden. 

Die Reden der deutschen Abgeordneten sind nachstehend im 
Wortlaut abgedruckt. 

Der französische Abg. Edmond Nessler wurde zum Präsidenten 
der Versammlung, Abg. Amrehn (CDU/CSU) zu einem der sechs 
Vizepräsidenten der Versammlung wiedergewählt, Abg, Sieg- 
lerschmidt (SPD) wurde wieder zum Vorsitzenden des Poli- 
tischen Ausschusses und Abg. Dr, Kempfier (CDU/CSU) zum 
Vorsitzenden des Geschäftsordnungsausschusses gewählt. Abg. 
Dr. Klepsch (CDU/CSU) wurde zum Stellvertretenden Vorsit- 
zenden des Verteidigungsausschusses, Abg, Lenzer (CDLF/CSU) 
zum Stellvertretenden Vorsitzenden des Wissenschaftsaus- 
schusses und Abg. Dr. Enders (SPD) zum Stellvertretenden Vor- 
sitzenden des Ausschusses für die Beziehungen zu den Parla- 
menten gewählt. 

Den 21. Jahresbericht des Rates erstattete der Staatssekretär 
im französischen Außenministerium, Bernard Destremau. 

Zur Versammlung sprachen der belgische Verkehrsminister, 
Jos Chabert, der Parlamentarische Staatssekretär im Verteidi- 
gungsministerium der Bundesrepublik Deutschland, Hermann 
Schmidt, der niederländische Außenminister, Max van der Stoel. 
Ferner sprachen zur Versammlung die parlamentarischen Be- 
obachter John Roberts (Kanada), Ove Guldberg (Dänemark), 
Vasco da Gama Fernandes (Portugal), Paul Thyness (Norwe- 
gen), Nicolas Papapolitis (Griechenland), Lasse Budtz (Däne- 
mark) und Pedro Roseta (Portugal). 


Bonn, den 22. Juni 1976 

Klaus Richter Franz Amrehn 

Stellvertretender Sprecher Sprecher 
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Montag, 14. Juni 1976 


Tagesordnungspunkt: 

Eröffnung des Ersten Teils der 22. ordentlichen 
Sitzungsperiode 


Tagesordnungspunkt: 

Ratifizierung der vom Präsidium der Versamm- 
lung angenommenen Texte: Richtlinie 45 betr. 
die Veranstaltung eines Symposiums über eine 
europäische Rüstungspolitik (12. Januar 1976) 
und Entschließung 59 betr. die Europäische 
Union und die WEU (1. März 1976) 


Tagesordnungspunkt: 

Entspannung und Sicherheit in Europa 

(Drucksache 703) 

Berichterstatter; Abg. Sir Frederic Bennett 

Ansprache des kanadischen parlamentarischen 
Beobachters J. Roberts 

Dr. Kllesing (CDU/CSU): Herr Präsident! Am Be- 
ginn dieser Debatte unserer Versammlung über Ent- 
spannung und Sicherheit in Europa möchte ich zu- 
nächst dem Herrn Berichterstatter Dank für seinen 
Bericht und für die große Mühe, die er sidi gegeben 
hat, aussprechen; er hat selbst vorhin über die 
Schwierigkeiten, die ihm begegnet sind, gesprochen, 
und um so mehr verdient es Anerkennung, daß er 
sich bemüht hat, diesen Schwierigkeiten gerecht zu 
werden. 

Es war das Grundziel der Konferenz über Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa, die Sicherheit 
durch Maßnahmen zur Entspannung zu verstärken. 
Der Entschließungsentwurf, der uns heute vorliegt, 
kommt nun aber zu der Feststellung, daß die So- 
wjetunion das, was sie in der Schlußakte der KSZE 
unterschrieben hat, bisher sehr restriktiv interpre- 
tiert und daß sie es ablehnt, konkrete Folgerungen 
aus dem Entspannungskonzept, wie wir im Westen 
es verstehen, zu ziehen. 

In der Tat stellen Bericht und Entschließungsent- 
wurf meines Erachtens eine realistische Betrachtung 
der bisherigen Auswirkungen der Beschlüsse von 
Helsinki dar. Damit schließt sich die Westeuropäische 
Union einer Auffassung an, wie sie u. a. bereits in 
der Parlamentarischen Versammlung des Europarats 
und der Nordatlantischen Versammlung offenkundig 
wurde, ohne daß damit ein endgültiges Urteil gefällt 
werden sollte. 

Die Frage, warum die bisherigen Auswirkungen 
von Helsinki keine wesentlichen Fortschritte in der 
Entspannung gebracht haben, läßt sich am objektiv- 
sten mit einem Hinweis auf die Gegensätzlichkeit 
der Entspannungsbegriffe im Westen und in der So- 
wjetunion beantworten. Der Berichterstatter hat die- 


se Gegensätzlichkeit in seinem Bericht dankenswer- 
terweise klar definiert. Ich möchte das dort Gesagte 
nicht wiederholen, sondern nur durch einige Bemer- 
kungen über ein politisches Ereignis ergänzen, das 
noch nicht eingetreten war, als der Berichterstatter 
seinen schriftlichen Bericht vorlegte. 

Seit dem 22. Mai liegt uns eine Erklärung der so- 
wjetischen Regierung vor, die durch die merkwür- 
dige Art ihrer Veröffentlichung Aufsehen erregte. 
Es handelt sich um die 12-Punkte-Note — und als 
Note darf man sie wohl bezeichnen — , die nicht von 
Regierung zu Regierung übergeben, sondern durch 
TASS zur allgemeinen Kenntnisnahme veröffentlicht 
wurde. Der Sinn dieser Art der Übergabe ist — das 
ergibt sich aus den seitherigen Erläuterungen der so- 
wjetischen Regierung — darin zu sehen, daß diese 
Note keineswegs nur an die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland gerichtet ist, sondern zugleich 
die gesamte deutsche und europäische Öffentlichkeit 
als Adressaten ansieht und daher allen zur aufmerk- 
samen Lektüre empfohlen werden kann. 

Diese Note stellt einen Ausdruck der Erwartun- 
gen dar, mit denen die sowjetische Europapolitik in 
die kommenden Jahre geht, und ist zugleich eine 
Warnung, falls diese Erwartungen nicht erfüllt wer- 
den sollten. Hierbei spricht die sowjetische Regie- 
rung in der ihr gemäßen Art auch das Problem der 
Entspannung an. Wegen der außergewöhnlichen Be- 
deutung, die dieser TASS- Veröffentlichung zukommt, 
möchte ich, Herr Präsident, die Versammlung auf die 
Textstellen hinweisen, die sich mit dem sowjetischen 
Entspannungsbegriff befassen. Ich zitiere aus der 
Note: 

Die Entspannung bedeutet nicht ein Einfrieren 
der objektiven historischen Entwicklungsprozes- 
se und kann es auch nicht bedeuten. Sie ist kein 
Schutzbrief für morsche Regimes, sie erteilt 
keine Indulgenz mit dem Recht, den gerechten 
Kampf der Völker für ihre nationale Befreiung 
zu unterdrücken. Damit entfällt auch nicht die 
Notwendigkeit sozialer Umgestaltungen. 

Damit wird also gesagt, was nach sowjetischer Auf- 
fassung Entspannung nicht ist. Wenige Zeilen später 
beantwortet die Note die Frage, was denn nach 
sowjetischer Meinung Entspannung bedeutet. Es 
heißt da wörtlich: 

Der Sinn der Entspannung besteht vor allem 
darin, die Gewaltanwendung bzw. die Andro- 
hung von Gewalt in den Streitfragen und Kon- 
flikten zwischen den Staaten auszuschließen. 

Das ist also eine sehr restriktive Interpretation des 
Begriffs „Entspannung", die besagt, daß Entspannung 
nach sowjetischer Auffassung lediglich den Verzicht 
auf militärische Auseinandersetzung bedeutet, wäh- 
rend die Sowjetunion auch weiterhin in vollem Um- 
fange für sich das Recht in Anspruch nimmt, die in- 
nere Ordnung solcher Staaten, die nicht gewillt sind, 
sich dem kommunistischen System anzupassen, aus- 
zuhöhlen und zu zerstören. Dies geht besonders 
aus einem Satz der sowjetischen Note hervor, 
der der soeben zitierten Definition des sowjeti- 
schen Entspannungsbegriffs wie eine These vorange- 
stellt ist. Diese These lautet — ich zitiere — : 
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Alle Erfahrungen sprechen dafür, daß gerade 
die Politik der friedlichen Koexistenz, wie Wla- 
dimir Iljitsch Lenin betonte, den einzigen richti- 
gen Ausweg 

— ich wiederhole: den einzigen richtigen Ausweg — 

aus den Schwierigkeiten, dem Chaos und der 
Kriegsgefahr bietet. 

Das heißt mit anderen Worten, daß derjenige, der 
sich nicht nach der Lehre von der friedlichen Koexi- 
stenz im Sinne Lenins richtet, ein Feind der Entspan- 
nung und des Friedens ist. 

Um nun den Völkern Europas den Ernst dieser 
Warnung zu verdeutlichen, heißt es im letzten Ab- 
satz der Note — ich darf noch einmal zitieren — : 

Heute wie auch gestern steht das Volk der 
Bundesrepublik Deutschland ebenso wie das 
Volk jedes beliebigen Staates Europas vor der 
grundlegenden Frage, wofür wird es seine Ener- 
gie einsetzen, in welche Waagschale wird es 
seinen Einfluß werfen, in die des Friedens oder 
des Krieges. 

Nach dem vorher über den Aussdiließlichkeitsan- 
spruch der Richtigkeit der Leninschen Lehre Gesagten 
gibt dieser Satz nach den in der Note enthaltenen 
Forderungen dieser, wie ich meine, einen ultimati- 
ven Akzent. Denn das ist eine kaum noch verhüllte 
Drohung. 

Vergleichen wir diese sowjetische Politik mit der 
früheren, so kommen wir zu folgendem Ergebnis: 
In der Zielsetzung der sowjetischen Politik hat sich 
nichts geändert und ist keinerlei Veränderung zu 
erwarten. Die Politik der friedlichen Koexistenz be- 
deutet lediglich den Versuch, das Ziel der kommu- 
nistischen Herrschaft in Europa wenn möglich ohne 
Einsatz militärischer Mittel zu realisieren. Oder 
mit anderen Worten: Die Politik der friedlichen Ko- 
existenz ist nur eine Fortsetzung des kalten Krie- 
ges mit anderen Mitteln. 

Zu diesen Mitteln gehören insbesondere die För- 
derung antidemokratischer kommunistischer Kräfte 
in freiheitlichen Demokratien und der Versuch, die- 
jenigen demokratischen Kräfte, die diesen Angriff 
der Feinde der Demokratie abwehren, zu diffamie- 
ren. — Herr Präsident, ich sage dies nicht ohne 
Grund. Ich gehöre nämlich zu der Generation, die 
als junge Demokraten in den Jahren 1930 bis 1933 
aktiv versucht hat, die Weimarer Demokratie zu 
verteidigen und zu retten. Ich bin damals als junger 
Politiker Zeuge gewesen, wie die Feinde der De- 
mokratie mit Erfolg versucht haben, unseren de- 
mokratischen Rechtsstaat auszuhöhlen und zu zer- 
stören, indem sie immer mehr Feinde der Demo- 
kratie in den Staatsapparat eingeschleust haben. 
Heute erleben wir den gleichen Versuch: Wiederum 
sind es die Feinde der Demokratie — diesmal die 
Kommunisten — , die den Versuch unternehmen, den 
sogenannten Marsch durch die Institutionen anzu- 
treten und dabei im Staatsapparat Einfluß zu gewin- 
nen. Unser Volk und die Völker Europas haben für 
den Untergang der ersten deutschen Demokratie 
einen derartig hohen Preis zahlen müssen, daß wir 
nicht wünschen, daß unsere zweite Demokratie das- 


selbe Schicksal erleidet. Wir verteidigen unseren 
freiheitlichen demokratischen Rechtsstaat! 

Um so mehr befremden uns daher Versuche auf 
internationaler Ebene, uns in dieser Verteidigung 
der Demokratie durch falsche Anschuldigungen und 
Unterstellungen zu behindern. Ich möchte daher alle 
diejenigen, die solchen Aktionen ihre Sympathie 
leihen, bitten, doch einmal zu überlegen, wem sie 
dabei in Wirklichkeit helfen. Es kann doch nicht das 
Interesse demokratischer Politiker sein, die deut- 
schen Demokraten bei der Verteidigung von Frei- 
heit und Demokratie zu diffamieren, vielmehr sollte 
es doch der einmütige Wille aller Demokraten in 
Europa sein, eine gemeinsame Front gegen dieje- 
nigen zu bilden, die erneut den Versuch machen, 
unsere Demokratie zu zerstören. — Ich danke Ihnen, 
Herr Präsident. 

Dr. Müller (München) (CDU/CSU); Herr Präsident! 
Liebe Kollegen! Ich möchte zunächst einmal dem 
Berichterstatter, Sir Bennett, recht herzlich für sei- 
nen Bericht danken, und ich möchte etwas anfü- 
gen, was nicht zu dem üblichen Dank an den Bericht- 
erstatter gehört, aber was ich für meine Person zu- 
mindest für diesen Bericht ausdrücklich feststellen 
möchte. Es ist nicht immer so, daß man zu hundert 
Prozent hinter einem solchen Bericht stehen kann. 
Gelegentlich sind es nur geringere Prozentzahlen, 
die die Übereinstimmung mit einem Bericht kenn- 
zeichnen. Aber im Falle des Berichts von Ihnen, Sir 
Bennett, bin ich der Meinung, Sie haben meine Mei- 
nung wirklich zu hundert Prozent getroffen. 

Karl Marx schreibt einmal im „Bürgerkrieg in 
Frankreich", daß sich bestimmte Ereignisse in der 
Geschichte zweimal ereignen. Ich glaube, wir erle- 
ben zur Zeit eine Entwicklung, die uns in bittrer Art 
und Weise erkennen läßt, daß dieser Satz nicht ganz 
unrichtig ist. Wenn wir uns zurückerinnern — Sie 
erwähnen das ausdrücklich in Ihrem Bericht — an 
die Zeit vor dem zweiten Weltkrieg, dann wissen 
wir, daß es eine ähnliche politische Situation war, 
die diesen zweiten Weltkrieg geradezu provozierte. 
Wir wissen aus der Geschichte, daß die Politik Hit- 
lers nach 1933 immer der Versuch war, die Abwehr- 
bereitschaft der demokratischen Staaten Stück für 
Stück zu prüfen: die Rheinlandbesetzung, die Saar- 
frage, die Frage des Sudetenlandes, schließlich das 
Münchner Abkommen. Es war genau jene Politik, 
die später nach dem Kriege einmal von dem Führer 
der kommunistischen Partei Ungarns, Rakozy, in ei- 
nem Vortrag vor der Parteiakademie der kommuni- 
stischen Partei in Budapest für die kommunistische 
Strategie als Salamitaktik beschrieben wurde. 

Wir erinnern uns, das Münchner Abkommen war 
gefeiert worden als ein Akt, der den Frieden für die- 
ses Jahrhundert in Europa geschaffen haben sollte. 
Ich werde den Verdacht nicht ganz los, daß ähnliche 
Lobsprüche, die wir im vergangenen Jahr nach Ab- 
schluß der KSZE-Konferenz in Helsinki hören konn- 
ten, vielleicht in ähnlich schneller Weise der Ge- 
schichte angehören werden wie das, was damals 

1938 erklärt worden ist. 

Wenn wir weitere Parallelen zu der Zeit vor 

1939 in der Gegenwart ziehen, dann stellen wir fest, 
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daß auch damals sehr deutlich ausgesprochen wurde, 
was die aggressive Politik des Nationalsozialismus 
bedeutete. Man brauchte ja nur schon vor der 
Machtübernahme des Nationalsozialismus in 
Deutschland nachzulesen, was Adolf Hitler in „Mein 
Kampf" geschrieben hatte. Ich glaube, wir können 
auch heute nachlesen, was trotz friedlicher Koexi- 
stenz die langfristige Politik des Weltkommunismus 
ist. 

Wenn wir den „Lehrgang des wissenschaftlichen 
Kommunismus" in die Hand nehmen, das offizielle 
Parteilehrbuch der kommunistischen Partei der So- 
wjetunion, herausgegeben von einem Autorenkol- 
lektiv unter Professor Affanasjew, der für seine 
Verdienste beim letzten Parteitag der KPdSU in das 
Zentralkomitee gewählt wurde, dann lesen wir da- 
rin, daß die Politik der friedlichen Koexitenz bedeu- 
tet, „die Zitadellen des Imperialismus von innen her- 
aus zu erobern". Drei Länder, die der WEU angehö- 
ren, sind als „Zitadellen des Imperialismus" aufge- 
führt; fünf Länder sind insgesamt genannt; Neben 
Japan und den USA werden Frankreich, Großbritan- 
nien und die Bundesrepublik Deutschland genannt. 

In diesem „Lehrgang des wissenschaftlichen Kom- 
munismus" steht auch noch, daß es darauf ankom- 
me, im Zeitalter der Politik der friedlichen Koexi- 
stenz dem Imperialismus — und damit ist das nicht- 
kommunistische Lager gemeint, — die Zugänge zu 
den Rohstoffquellen abzuschneiden. Das ist ein 
Aspekt, den man gerade im Hinblick auf die stän- 
digen Störungen im nahen Osten, im afrikanischen 
Raum usw. nicht aus dem Auge lassen sollte. 

Wir haben das Beispiel Portugal erlebt, wo ganz 
offen in einer kommunistischen Zeitung in der Bun- 
desrepublik geschrieben wurde, daß die kommuni- 
stische Partei Portugals seit 1935, seit dem 7. Kom- 
minternkongreß systematisch die Politik des Troja- 
nischen Pferdes getrieben habe. 

Das gilt auch heute für die Politik, die wir überall 
in Europa erleben. Ich bezweifle einfach die Unab- 
hängigkeit der kommunistischen Parteien Italiens 
und Frankreichs von Moskau, sosehr sie sich immer 
wieder darauf berufen. Wie könnte sonst z. B. die 
Sowjetunion Gelder nach Italien fließen lassen und 
etwa die Zuschüsse für das Parteiorgan der kommu- 
nistischen Partei Italiens, „Unita", um das Vierfache 
innerhalb von zwei Jahren steigern, wenn es hier 
ernsthafte Meinungsverschiedenheiten gäbe. 

Ein Punkt, der in diesem Zusammenhang, wo ge- 
rade vom Geld die Rede ist, vom Berichterstatter 
angesprochen wurde und der ganz augenfällig ist, 
ist doch der, daß wir mit dem Geld, das hier im We- 
sten verdient wird, in der Industrie erarbeitet wird 
und durch die Staatskassen fließt, einen Beitrag da- 
zu leisten, das andere System in seinen Schwächen 
noch zu stärken. Ich meine nicht nur die Tatsache, 
daß die Sowjetunion im Ost-West-Handel heute mit 
80 Milliarden französischen Francs verschuldet ist, 
ich meine nicht allein die Tatsache der entsprechen- 
den Handelsvereinbarungen, die es hier gibt, ich 
denke auch daran, was z. B. die Europäische Wirt- 
sdiaftgemeinschaft an subventionierten Nahrungs- 
mitteln zu besonders günstigen Bedingungen an den 
Ostblock liefert. Ich sehe mit Recht die Forderung 


im Bericht und in der Resolution, daß man diese 
Politik der Finanzierung des Gegners nicht weiter 
aufrechterhalten soll, denn der Gegner könnte ja 
weniger rüsten und statt mehr Panzern mehr Trak- 
toren hersteilen, um seine Landwirtschaftsprobleme 
in den Griff zu bekommen. 

Wichtig scheint mir auch die Erklärung, wo es 
heißt; „Die moralische Frage hat uns im Westen 
auch getroffen." Das heißt, Frieden und Entspan- 
nungspolitik sind auch ein Problem der Moral ge- 
worden. Wir haben nicht mehr die Moral, uns gegen 
das, was uns droht, zu wehren. Wir leben zu sehr 
dem Lebensstandard, wir laufen zu sehr dem Le- 
bensstandard nach und sehen nicht mehr, was not- 
wendig ist, um langfristig unsere Freiheit zu vertei- 
digen. 

Hier haben Sie mit Recht angeführt, daß die 
Massenmedien und die sogenannte öffentliche Mei- 
nung eine ganz entscheidende Rolle spielen. Wir er- 
leben doch immer wieder die Desinformationskam- 
pagnen, die vom KGB gestartet werden. Es ist die 
Schwäche und die Stärke unseres Systems, die Stär- 
ke unserer freiheitlichen Gesellschaftsordnung, aber 
zugleich die Schwäche, daß man die Massenmedien 
in unserer freiheitlichen Gesellschaftsordnung auch 
mißbrauchen kann für viele Zwecke, die der anderen 
Seite dienen und die dazu beitragen, den Zwiespalt ' 
zwischen den Nationen des Westens besonders hoch- 
zuspielen. 

Mein Kollege Kliesing hat vorhin auf die beson- 
dere Situation etwa in der Frage der sogenannten 
Berufsverbote oder der Verteidigung der Demokra- 
tie hingewiesen. Man könnte noch andere Beispiele 
bringen, man könnte erwähnen, wie jetzt bewiesen 
wurde, daß z. B. vor zwei Jahrzehnten in der Bun- 
desrepublik eine Kampagne stattgefunden hat, in 
der jüdische Friedhöfe verwüstet und mit Nazipa- 
rolen beschmiert worden sind. Es hat sich dann her- 
ausgestellt, daß auch hier der lange Arm des KGB 
tätig war. Dort wußte man, daß eine solche Aktion 
Reaktionen in den anderen westlichen Ländern her- 
vorrufen mußte. 

Wir erleben doch auch immer wieder, daß im 
Westen ständig Anklagen gegen Verstöße gegen 
die Menschenredite erhoben werden, Verstöße, die 
es sicher auch in nichtkommunistischen Ländern, 
aber bestimmt nicht in dem Umfang wie in den 
kommunistischen Ländern gibt. Wo bleiben denn 
im Zeitalter der Entspannung die Anklagen, die per- 
manenten, überzeugenden Anklagen, etwa gegen 
die Tötungsautomaten, die man an der Grenze zwi- 
schen der Bundesrepublik und der DDR angebracht 
hat? 

Der Herr Berichterstatter hat nodi einen Punkt 
unterstrichen, den auch ich erwähnen möchte und 
dem ich ausdrücklich zustimmen will. Er hat darauf 
hingewiesen, daß die Beschlüsse der Konferenz von 
Helsinki sicher auch deswegen so ausgefallen sind, 
weil sie auf Grund von beschleunigten und 
übereilten Verhandlungen zustande gekommen sind. 
Solche Erfahrungen haben wir nicht nur bei der 
KSZE, sondern auch bei manchen Experimenten der 
Entspannungspolitik auf nationaler Ebene gemacht. 

Es hat sich herausgestellt, daß der Osten immer mit 
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der Nachgiebigkeit des Westens rechnen kann, wenn 
die Verhandlungen über eine gewisse Zeit hinaus- 
gehen und wenn der Druck der Massenmedien in 
Richtung einer Entspannung unter bestimmten 
Aspekten den Westen dazu verleitet, sich frühzeitig 
auf Unterschriften einzulassen statt vielleicht noch 
länger und härter zu verhandeln. 

Heute haben wir eine andere Situation in der 
Optik, aber wir haben keine andere Situation in 
der Realität. Dies hat der Kollege Kliesing mit Recht 
gesagt. Die heutige Situation ist die gleiche wie die 
Situation nach 1945. 

Vergessen wir nicht, daß auch diese Einrichtung, 
in der wir heute hier versammelt sind, eine Reak- 
tion auf das war, was 1945 in den Ostblockstaaten 
passiert ist, genauso wie die Gründung der NATO 
1949 eine Auswirkung der Entwicklung war, die 
nach 1945 in Polen, in der Tschechoslowakei, in Un- 
garn und in anderen Ostblockländern stattgefunden 
hat. Damals sprach man vom Kalten Krieg. Die Zeit 
des Kalten Krieges ist heute Gott sei Dank vorbei, 
so sagt man. Meine sehr verehrten Kollegen, die 
Optik hat sich gewandelt, aber die Realitäten sind 
gleich geblieben. Der Kalte Krieg hatte ein häß- 
liches Gesicht. Die friedliche Koexistenz ist eine 
lächelnde Maske. Aber hinter dieser Maske sieht das 
Ende der Freiheit hervor, wenn wir nicht die Reali- 
täten so nüchtern betrachten, wie sie der Herr Be- 
richterstatter dargestellt hat. 

Frau von Bothmer (SPD): Herr Präsident! Meine 
Herren! Ich will nur einige kurze Bemerkungen zu 
dem Bericht von Sir Frederic machen. Wenn ich alles 
sagen wollte, was aus meiner Sicht dazu zu sagen 
wäre, würde das die Beratung zu sehr aufhalten. 
Es sind ja auch schon einige Stellungnahmen abge- 
geben worden. 

Ich finde, daß der Bericht recht einseitig und nega- 
tiv ist. Er gipfelt in Hilflosigkeit und in einem Star- 
ren auf den Kommunismus. Ich bin überzeugt, daß 
wir unserer schwierigen Aufgabe über Entspannung 
und Sicherheit in Europa nicht nur zu reden nicht 
gerecht werden, wenn wir — um Jahre zurückfal- 
lend, ohne zu differenzieren — nicht zur Kenntnis 
nehmen, daß Verträge geschlossen sind und Folgen 
haben. 

Die Verminderung der nationalen Verteidigungs- 
haushalte in Europa ist nicht etwa nur die Folge 
einer wirtschaftlichen Krise. Es hat schon vorher 
eine gewisse Müdigkeit gegeben, die Verteidigungs- 
haushalte auf einer gewissen Höhe zu halten. Den- 
noch starrt man einerseits wie gebannt auf die Auf- 
rüstung in der UdSSR und schilt oder lobt — • je 
nachdem — andererseits die USA. Das ist eine in- 
konsequente Haltung, an der wir alle schuld sind 
oder beteiligt sind. Denn eine militärische Zusam- 
menarbeit in Europa ist Stückwerk geblieben, und 
das hätte sie nicht bleiben müssen. Die Wirtschafts- 
krise der letzten Zeit ist nicht die alleinige Ursache 
dafür. 

Ich möchte hier kurz erwähnen, wie der bundes- 
deutsche Verteidigungsminsiter Leber sich auf der 
NATO-Konferenz geäußert hat. Er hat im Gegen- 


satz zu den anderen Beteiligten gesagt, es genüge 
nicht immer nur von der Bedrohung zu sprechen, die 
vom Kommunismus ausgehe, sondern es müsse auch 
bewußtgemacht werden, daß dieser Drohung nicht 
mit gleichen Mitteln zu begegnen sei. Den offen- 
siven Panzermassen auf der östlichen Seite sollten 
nicht ebensolche Panzermassen, sondern moderne 
Abwehrwaffen entgegengestellt werden, um klar 
unter Beweis zu stellen, daß die NATO ein defen- 
sives Bündnis sei, dessen Auftrag die Verteidigung 
sei. Ich glaube, das ist richtig, und es ist sehr 
bemerkenswert; denn das wird in dieser Eskalation 
von Rüstung allmählich vergessen. 

Die UdSSR steht z. B. mit ihrem Eingreifen im 
Nahen Osten nicht allein da. Entsprechend haben 
die USA eingegriffen. Ob man dies jedem der bei- 
den als Fehler anrechnet oder ob man sagt, sie hät- 
ten geholfen und das sei gut, hängt davon ab, auf 
welcher Seite man sich politisch befindet. In unse- 
rem Lande betrachten wir alle diese Eingriffe mit 
Waffen mit Skepsis. Das ist unsere politische An- 
sicht der Sache. Um gerecht zu sein, müssen wir 
auch erwähnen, daß gerade in den Nahen Osten 
auch von dritter Seite erhebliche Waffen geliefert 
worden sind. 

Man kann also hier nicht sagen — und das gilt 
mehrfach — , daß die Russen absolut Meister der 
Situation seien. Es ist in meinen Augen eine allzu 
einfache Sicht der Welt, den bösen Feind Nr. 1 mit 
seiner Agitation als überall präsent und einzig prä- 
sent hinzustellen und so zu tun, als wenn es keiner- 
lei Verträge mit der UdSSR gäbe und als ob sich 
die UdSSR nicht auch ihrerseits in gewissen Abhän- 
gigkeiten befände, die ihr das Gesetz des Handelns 
aufdrücken. 

Die sowjetischen Eingriffe in Angola sind nicht 
das, was wir unter Entspannung verstehen. Es ist 
hier schon verschiedentlich erläutert worden — ich 
stimme dem zu — -, daß die UdSSR unter Entspan- 
nung offensichtlich etwas anderes versteht als wir. 
Aber das sowjetische Eingreifen in Angola geht 
auch auf unser Konto, auf das Konto der NATO. In 
all den Jahren, als Portugal einen erbarmungslosen 
und grausamen Krieg in seinen Kolonien in Afrika 
führte, hat die NATO dem zugesehen. Ja, fast alle 
NATO-Länder haben auch noch Waffen dorthin ge- 
liefert, je nachdem, wie ihre Verträge mit Portu- 
gal waren. Die Bundesrepublik hat keine Waffen 
mehr geliefert, sobald sie bemerkte, daß Portugal 
die Endverbleibsklausel nicht einhielt. Immerhin, 
keines der Mitgliedsländer hat auch nur einen ernst- 
haften Schritt unternommen, um Portugal in dieser 
seiner verheerenden Kriegsführung zu stoppen. 
Und nun ist es natürlich auch in unserer Verantwor- 
tung, daß endlich andere in diesen verzweifelten 
Befreiungskampf, der ja schon weit gediehen war, 
eingegriffen haben. 

Ich bin der Meinung, daß die KSZE nicht hastig 
und unüberlegt abgeschlossen worden ist. Das weiß 
auch Sir Frederic; denn diese Meinung habe ich 
schon im vorigen Jahr in meinem Bericht vertreten, 
und er hat ihr widersprochen. Das ist seine Mei- 
nung, gut. Aber ich kann nur wiederholen, was 
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idi in meinem Bericht damals gesagt habe. Sdiließ- 
lidi gibt es keine Alternative zur Koexistenz, für 
keine Seite. Die UdSSR ist allein, aus sich selbst 
heraus, einsdiließlidi ihrer Agitation in der Welt, 
nicht existenzfähig ohne den Westen. In dieser Tat- 
sache ist, meine ich, unsere politische Aufgabe be- 
gründet und nicht im „Kalter-Krieg" -Spiel. 


Dienstag, 15. Juni 1976 


Tagesordnungspunkt: 

Entspannung und Sicherheit in Europa 

(Fortsetzung der Aussprache) 

Mattick (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Vorlage des Berichts, der hier zur De- 
batte steht, und die Aussprache, die gestern hier 
stattgefunden hat, waren gekennzeichnet durch eine 
weitgehend defensive Position, die im Bericht zum 
Ausdruck kommt und durch eine Reihe von Diskus- 
sionsteilnehmern noch unterstützt wurde. Es wurden 
die Ziele des Sowjetkommunismus aufgezählt, und 
es wurde von einer Demobilmachung in Europa ge- 
sprochen. 

Ich habe mich die ganze Zeit gefragt: Gibt es denn 
nur eine offensive Strategie der Sowjetunion? Gibt 
es nach Meinung des Berichterstatters überhaupt 
keine offensive Politik des Westens? Ist unser 
Kampf um Demokratie, Lebensqualität und Sicher- 
heit keine offensive Position, die der sowjetischen 
Position in diesem Sinne entgegensteht? War denn 
die Unterstützung der Demokraten in Portugal kei- 
ne mit Erfolg gekrönte offensive Politik des We- 
stens? Ich habe den Eindruck, daß ein Teil des Alt- 
bürgertums in unserem Europa seine eigene Posi- 
tion nicht mehr begreift und kapitulationsfähig ist. 

Hier wurde die KSZE mit München 1938 vergli- 
chen; ein Kollege, der im gleichen Alter wie ich ist, 
gebrauchte diesen Vergleich. Meine Damen und 
Herren, darf ich einmal daran erinnern, daß Mün- 
chen 1938 geprägt war durch Versäumnisse Europas 
und seiner Freunde gegenüber dem Hitlerfaschis- 
mus von 1933 an bis 1938. Hittier zerriß den 
Versailler Vertrag,- die Westmächte rührten sich 
nicht. Hitler marschierte ins Rheinland ein; die 
Gegner rührten sich nicht. Hitler organisierte eine 
unglaublich riesenhafte Aufrüstung; die englische 
Labour Party kämpfte zur gleichen Zeit mit der Be- 
hauptung, man solle ihnen über Hitler doch nichts 
Unsinniges erzählen, um die Abrüstung. 

Das Ergebnis des Guten Glaubens — oder besser 
gesagt, des falschen Glaubens — , war, daß die 
westlichen Partner, die früheren Träger des Versail- 
ler Vertrages hilflos Zusehen mußten, als Hitler 1938 
in Österreich einmarschierte. Die Vereinigten Staa- 
ten standen abseits. München war die Kapitulation 
der Schwäche, weil die Mächte, die sich dann gegen 
Hitler zusammenfinden mußten, in keiner Weise 


dafür gerüstet waren, die Auseinandersetzung durch- 
zustehen oder auch nur Hitler mit der gleichen Hal- 
tung gegenüberzutreten, wie er es in erpresserischer 
Weise umgekehrt tat. 

Wie kann man, wenn man politisch denkt und 
aus der Geschichte gelernt hat — was wir doch ge- 
tan zu haben glauben — , München mit der KSZE 
vergleichen, ohne als leichtfertig und die öffentliche 
Meinung irreführend dastehen zu müssen? Man sollte 
doch selbst an das, was man sagt, glauben. 

Was sieht denn heute anders als 1938 aus? Es gibt 
eine NATO, die die Zielvorstellung hat, dem Geg- 
ner, in dem Falle der Sowjetunion und dem Ost- 
block, militärisch so ebenbürtig zu sein und dadurch 
so viel Sicherheit zu gewähren, daß es keine ein- 
seitige Erpressung gibt. Wir haben es mit einem 
Gleichgewicht der Kräfte zu tun, und alle echten 
Aussagen über den wirklichen Stand und die Qua- 
lität der Ausrüstung sowie der militärischen Stärke, 
alle echten Zahlen unserer Regierungen machen 
deutlich, daß das Unken von der gefährlichen Über- 
legenheit der Sowjetunion und des Sowjetblocks 
falsch ist. Die NATO als Ganzes ist in Ordnung. 
Wir wissen, daß die Amerikaner in diesem Jahr 
mehr für die Sicherheit im Etat stehen haben als im 
letzten Jahr, und auch die Bundesrepublik selbst hat 
alle ihre Pflichten erfüllt. Amerika und Europa ha- 
ben gemeinsam in der NATO ihre Politik auf mili- 
tärische Sicherheit aufgebaut. 

Dann hat man sich 1967 im Harmel-Bericht einen 
neuen Auftrag gegeben. Nachdem dargestellt wird, 
wie die Lage ist, heißt es da: 

„Unter diesen Umständen werden die Bündnis- 
partner zur Sicherung des Gleichgewichts der 
Streitkräfte das erforderliche militärische Po- 
tential aufrechterhalten und dadurch ein Klima 
der Stabilität, der Sicherheit und des Vertrauens 
schaffen. In diesem Klima kann die Allianz ihre 
zweite Funktion erfüllen: die weitere Suche 
nach Fortschritten in Richtung auf dauerhafte 
Beziehungen, mit deren Hilfe die grundlegen- 
den politischen Fragen gelöst werden können. 
Militärische Sicherheit und eine Politik der Ent- 
spannung stellen keinen Widerspruch, sondern 
eine gegenseitige Ergänzung dar; die kollekti- 
ve Verteidigung ist ein stabilisierender Faktor 
in der Weltpolitik." 

Haben wir das alles vergessen? Oder was ver- 
anlaßt einige Kollegen und Mr. Bennett dazu, uns 
in eine solche defensive psychologische Situation 
hineintreiben zu wollen, die in Wirklichkeit unbe- 
rechtigt ist und zu der wir keinen Anlaß haben? 

Der Herr Präsident hat auf die zeitliche Beschrän- 
kung hingewiesen; daher möchte auch ich mich in 
dieser Frage kurz fassen. Ich komme hier nicht mit 
Zahlen, aber mir kam es darauf an, diese Wirklich- 
keit dem gegenüberzustellen, was hier gestern strek- 
kenweise diskutiert worden ist. Ich warne davor, 
diese defensive Position als Gesundungsfaktor 
oder als zum Aufrütteln geeignet anzusehen. Wofür 
denn eigentlich? Ist denn die KSZE nicht eine offen- 
sive Position des Westens gewesen, und ist sie es 
nicht heute noch? 
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Der Berichterstatter erwähnte Berlin, und er hat 
uns mitgeteilt, daß er, bevor er den Bericht geschrie- 
ben hat, große Reisen unternahm. Ja, verehrter Herr, 
waren Sie denn auch in Ost- und West-Berlin, haben 
Sie dort mit den Menschen gesprochen, haben Sie 
die Differenz zwischen damals und heute — vor und 
nach der KSZE, vor und nach der Viemächteverein- 
barung — gespürt? Wissen Sie nicht, daß die Men- 
schen heute in Berlin darüber effektiv anders den- 
ken, daß sie anders leben, als es damals war? Haben 
Sie nicht gespürt, daß in der DDR — nicht nur in 
Ost-Berlin — durch die millionenfache Begegnung 
mit Menschen aus dem anderen Teil Deutschlands 
überhaupt erst ein Gespräch über die Frage beginnt: 
Wie sieht Deutschland aus, was wird aus diesem 
Deutschland? Wenn Sie das alles getan haben, kön- 
nen Sie nicht sagen, daß sich die Lage West-Berlins 
und das Verhältnis zwischen beiden Teilen Deutsch- 
lands verschlechtert haben. Verehrter Herr Bericht- 
erstatter, Sie hätten spüren müssen, daß es für die 
Führung der DDR, für die SED seit der Viermächte- 
vereinbarung und der KSZE- Vereinbarung große 
Sorgen gibt und daß man drüben mit diesen großen 
Sorgen erst einmal fertig werden muß. 

Wenn wir fragen, was nach zehn Monaten das 
bisherige Ergebnis der KSZE ist — der Bericht ist ja 
schon wieder zwei Monate alt — , wenn wir fest- 
stellen wollen, was sich in dieser Zeit entwickelt hat 
und was nicht, kann man doch nicht bestreiten, daß 
Bewegungen im Gange sind — nicht so viele, wie 
manche vielleicht erhofft haben, nicht so viele, wie 
manche vielleicht absichtlich in illusionärer Weise 
angekündigt hatten, um hinterher beweisen zu kön- 
nen, daß alles nicht so ist, wie wir illusionär ge- 
glaubt haben. Aber diejenigen, die mit sachgerech- 
ten und logischen Vorstellungen an den Prozeß her- 
angegangen sind, wußten, daß es für die Sowjet- 
union und für den Sowjetblock von Fall zu Fall 
nid^i nur schlechten Willen, sondern auch sehr viele 
Schwierigkeiten geben kann, das zu erfüllen, was 
insbesondere im Korb III erwähnt ist. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich warne 
davor, diese defensiven Positionen hinauszutragen 
und damit den Versuch zu machen, einige Leute — 
wie man vielleicht glaubt — aufzurütteln, vielleicht 
ein paar Holländer mobil zu machen, damit sie in 
die Verteidigung mehr einsteigen, als sie es zur 
Zeit tun. Aber es ist doch wohl heute bedeutend 
richtiger, den Menschen die Fakten zu nennen, ihnen 
zu sagen, daß die Verteidigung im ganzen in Ord- 
nung ist, daß das Gleichgewicht besteht und daß wir 
nicht erpreßt werden können, wenn wir politisch 
nicht schwach werden, als mit dem, was hier gestern 
über Helsinki und die Viermächtevereinbarung und 
die Stellung der NATO in dieser weltweiten Aus- 
einandersetzung gesagt wurde, . . . einen Schwanen- 
gesang zu präsentieren. 

Meine Kolleginnen und Kollegen! Ich kann in 
diesem Sinne dem Bericht meine Zustimmung nicht 
geben. An ihm herümzudoktern dürfte ziemlich 
sinnlos sein, denn er ist im ganzen auf Defensive 
auf gebaut und beinhaltet überhaupt keine Position 
einer offensiven Stellungnahme. — Ich danke Ihnen. 


Tagesordnungspunkt: 

21. Jahresbericht des Rates für die Versammlung 

(Drucksache 697 und 710) 

Berichterstatter: Staatssekretär Destremau 

Sieglerschmidt (SPD): Vous avez parle, Monsieur 
le Ministre, des possibilites d'une collaboration 
amelior4e de la France avec les alli^s et avec les 
instances de TAlliance. 

D'un autre cote, vous avez constate une fois de 
plus que la decision de la France de ne pas adherer 
aux Organes militaires de 1* O.T.A.N. est restee 
inchangee. 

Je me demande si, alors que la collaboration de 
la France se developpe pratiquement avec les allies 
et les Organes de l'Alliance, il est possible de 
considerer comme immuable la decision de non 
participation aux Organes militaires mentionnee par 
la France? 

Staatssekretär Destremau antwortet, die Festig^ 
heit eines Bündnisses beruhe nicht so sehr auf Tex- 
ten und Worten, Frankreich habe seit seinem Aus- 
scheiden aus der integrierten Organisation sehr zu- 
friedenstellende Verbindungen zu seinen Partnern 
geschaffen, 

Dr. Kliesing (CDU/CSU): Herr Minister, Sie haben 
im Zusammenhang mit der Frage einer gemeinsamen 
europäischen Rüstungspolitik auch den Tindemans- 
Bericht angesprochen. Nun enthält dieser Bericht 
zum Thema Verteidigungspolitik noch einen zwei- 
ten Gedanken, nämlich den Vorschlag, künftig regel- 
mäßige Zusammenkünfte der neun Verteidigungs- 
minister einzuführen. Meine Frage ist die, ob die 
französische Regierung in diesem Vorschlag einen 
Beitrag zur Verstärkung einer einheitlichen euro- 
päischen Verteidigungspolitik sieht. 

Staatssekretär Destremau erwidert, Kontakte zwi- 
schen den Verteidigungsministern könnten die Erar- 
beitung einer europäischen Verteidigungsorganisa- 
iion erleichtern, 

Mattick (SPD): Herr Minister, Sie nannten drei 
Punkte in bezug auf die Entscheidung Frankreichs 
im Falle eine Konflikts. 

Ein Punkt war, daß es eine Eskalation außerhalb 
Europas geben könnte, wo die französische Regie- 
rung sich die Entscheidung frei hält. 

Der zweite Punkt war, daß eine Eskalation durch 
Fahrlässigkeit auftritt. Ich glaube, ich habe das 
richtig verstanden. Wer würde dann darüber ent- 
scheiden, was fahrlässig ist, wenn es ein Konflikt 
mit einem oder mehreren NATO-Mitgliedern sein 
würde? 

Entscheidet über die Frage der Fahrlässigkeit nur 
die französische Regierung oder auch die Allianz? 

Staatssekretär Destremau erklärt, Frankreich be- 
fürchte in der Tat, daß es auf außereuropäischen 
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Schauplätzen zu einer unheilvollen Initiative kom- 
men könne, die einen weltweiten Konflikt nach sich 
ziehe. 

Anwendung des Brüsseler Vertrags — 
Antwort auf den 21. Jahresbericht des Rates 

(Drucksache 700) 

Berichterstatter; Abg. Haase (Fürth) 

Politische Tätigkeit des Rates — 

Antwort auf den 21. Jahresbericht des Rates 

(Drucksache 702) 

Berichterstatter: Abg. Peridier 

Fragen der Wissenschaft, Technologie 
und Luft- und Raumfahrt — 

Antwort auf den 21. Jahresbericht des Rates 

(Drucksache 705) 

Berichterstatter: Abg. Richter 

Haase (Fürth) (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Der 21. Jahresbericht des Rates 
für 1975 ist nach dem bekannten Muster erstellt. Da 
sich die Aktivitäten der WEU in einer Reihe von 
Jahren nur ganz unerheblich verändert haben, folgt 
jedenfalls auch für den Berichterstatter daraus, daß 
keine Darlegungen der einzelnen Positionen dieses 
Berichts notwendig sind. Danken darf ich in diesem 
Zusammenhang jedoch dem Generalsekretariat da- 
für, daß es diesen Bericht so schnell fertiggestellt 
hat. 

Festzuhalten sind eigentlich nur einige wenige 
Punkte. Der erste: Die sieben Mitgliedsländer der 
WEU haben sich nicht immer zu einer einheitlichen 
Meinung zusammenfinden können. Es hat jedoch 
den Anschein, daß es verstärkte Anstrengungen der 
Mitgliedsländer gibt, nunmehr zu solchen gemein- 
samen Positionen zu finden? dies wurde auch in der 
Darstellung von Herrn Staatssekretär Destremau 
soeben vor dieser Versammlung deutlich. Das ist 
sicher eine politische Frage, die auch in diesem Be- 
richt, wie er der Versammlung vorgelegt worden 
ist, Ausdruck findet. Insbesondere scheint deutlich 
zu werden, daß die WEU aus politischen Gründen 
eine verstärkte Betonung erfahren soll. 

Dies zeichnet sich ab in der Gegenüberstellung der 
Aufgaben der Rom-Gruppe und des Ständigen Rü- 
stungsausschusses der WEU. Die Rom-Gruppe ist 
— und insoweit wird danach noch zu fragen sein — 
nach der Bemerkung des Herrn Ministers hier im 
Moment nach französischer Auffassung eine Ad-hoc- 
Gruppe. Dies ist eine Feststellung, die in dem Be- 
richt bisher nicht enthalten war; die Frage wird sich 
stellen, wie die Aufgaben der Rom-Gruppe insbe- 
sondere zu definieren sind. 

Der Ständige Rüstungsausschuß der WEU hat 
neben seiner Aufgabe operations research und ab- 
gesehen von der Untergruppe Einheitliche Bewer- 
tung der Waffensysteme" keine weiteren Funk- 
tionen. Interessant sind in diesem Zusammenhang 
jedoch die französische Aktivität zur Belebung der 


Arbeiten des Ständigen Rüstungsausschusses am 
29./30. Januar und die belgische Aktivitäten im Mai 
1975. 

Zu fragen wird bleiben — und dies ist eine Ange- 
legenheit, mit der sich insbesondere das Verteidi- 
gungskomitee der Versammlung noch zu beschäfti- 
gen haben wird — , welche Einzelfragen zu klären 
sind und wie die Definition der Arbeit zu lauten hat. 
Hier stellt sich die Frage nach der Beurteilung der 
Rüstungsfinanzierung, die Frage der Kompensation 
von Rüstungsartikeln und Rüstungsproduktionen, 
hier stellt sich die Frage nach der wechselseitigen 
Nutzung von Patenten; aber hier stellt sich sicher 
auch die Frage nach der Untersuchung derzeitiger 
Kooperätionsformen, um das Ausmaß der Zusam- 
menarbeit festzustellen und dafür Empfehlungen 
auszuarbeiten. Diese Aufgaben müssen nun zunächst 
einmal — und das ist eine Frage der Klärung — 
entweder vom Ständigen Rüstungsausschuß der 
WEU oder aber von der Rom-Gruppe wahrgenom- 
men werden. 

Das Verteidigungskomitee hat daher in Ziffer 41 
dem Plenum eine Formulierung über die Rom- 
Gruppe vorgeschlagen, in der es heißt, daß die 
Schaffung der unabhängigen Programmgruppe be- 
grüßt wird, daß die Versammlung jedoch nunmehr 
erhebliche Fortschritte in diesem Bereich erwartet 
und insbesondere den Rat auffordert, möglichst bald 
konkret — und dies ist wohl zu betonen — Auf- 
schlüsse über die Aufteilung der Arbeit zwischen 
dem Ständigen Rüstungsausschuß der WEU und der 
unabhängigen Programmgruppe, der Rom-Gruppe, 
zu geben. 

Ein zweiter Punkt, der hier angesprochen werden 
muß, ist die Frage des Unterhalts der Truppen des 
Vereinigten Königreichs auf dem Festland. Nach 
dem Bericht, der vorliegt, mußte festgestellt werden, 
daß sich die angegebene Mannschaftsstärke von 
60 066 Mann — diese Feststellung beruht auf Kennt- 
nisnahme des Ausschusses am 30. November 1975 
— nicht mit den in den Weißbüchern der britischen 
Regierung gemachten Angaben deckt. Wenn auch 
nur unwesentliche Abweichungen zu verzeichnen 
sind, war es doch notwendig, dies noch einmal zu 
konkretisieren. Eine Antwort auf die Frage 170, die 
durch den Rat gegeben worden ist, dient nicht voll 
der Klärung dieses Sachverhalts, und dies ist dann 
auch der Anlaß für die Einfügung der Ihnen vor- 
liegenden Ergänzung in den Bericht. 

Damit bleibt dem Berichterstatter eingedenk der 
vorangegangenen Bemerkungen nur die Feststel- 
lung, daß der Verteidigungsausschuß einstimmig die 
Annahme dieses Berichts empfiehlt. 

Richter (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Der Ausschuß für Technologie und 
Raumfahrt befaßt sich seit Jahren mit der Frage 
der Intensivierung der europäischen Zusammenar- 
beit auf vielen Gebieten der Spitzentechnologien. 
Ich kann hier nur Herrn Minister Destremau anzei- 
gen, daß wir das Interesse des Rates an unserer 
Arbeit dankbar zur Kenntnis nehmen. Der Aus- 
schuß ist mit dem Rat davon überzeugt, daß der Si- 
cherheitsgedanke weiter gefaßt ist als der der Ver- 
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teidigung. Die Leistungsfähigkeit der europäischen 
Industrien muß aber als Basis für unsere Verteidi- 
gungsbemühungen erhalten bleiben. Wenn Europa 
nidit für den Fortbestand jener zentralen Bereiche 
sorgt, in denen Erfindungen und neue Ideen ent- 
stehen, z. B. in der Raumfahrt oder in der atomaren 
Industrie, wird die zivile und militärische Lei- 
stungskraft unserer Industrie nicht von Bestand 
sein. 

Im Namen der Kollegen meines Ausschusses muß 
ich erneut darauf hinweisen, daß es ständig weiter 
zu bedauern ist, daß die westeuropäischen Länder 
soviel Zeit zur Findung eines gemeinsamen Stand- 
ortes in den wesentlichen Bereichen der Spitzen- 
technologien benötigen. In zahlreichen Berichten 
hat der zuständige Ausschuß dieser Versammlung 
darauf hingewiesen, daß das Fehlen eines geeigne- 
ten Entscheidungsapparates mit ein Hauptproblem 
darstellt. Der Ausschuß hat aus diesem Grunde häu- 
fig auf die Notwendigkeit eines systematischen zwi- 
schenstaatlichen und letztlich in der Aussage auch 
integrierten europäischen Ansatzes hingewiesen. 
Fortschritte in der europäischen Zusammenarbeit auf 
den Gebieten der Forschung und Technologie kön- 
nen nur auf dem Wege über eine rationellere Politik 
erzielt werden. 

Als Berichterstatter dieser Versammlung bin ich 
der Auffassung, daß die Tätigkeit des Rates unter 
anderem auch darin bestehen sollte, eine mittel- 
fristige und langfristige Politik auf den verschie- 
densten Gebieten der Wissenschaft und Technologie 
zu formulieren. Dabei hat der Rat den Vorteil, sich 
auf die Erfahrung und das Wissen der Ministerien 
in den Mitgliedsländern verlassen zu können. Eu- 
ropa bleibt in sehr viel stärkerem Maße auf den 
Export seiner Technologien angewiesen als z. B. die 
Vereinigten Staaten und Kanada, die über eine Fülle 
von verhältnismäßig ausgewogenen Rohstoffvor- 
kommen verfügen. Europa wird auch in Zukunft 
nicht in der Lage sein, einen hohen Grad von Unab- 
hängigkeit bezüglich seiner Energiequellen und 
Mineralquellen zu erlangen. Wir müssen diese Ab- 
hängigkeit deshalb durch Bereitstellung von Pro- 
dukten der Spitzentechnologie kompensieren kön- 
nen. Nur so werden wir zusammen aktiv unseren 
Platz im Welthandel und in der Zusammenarbeit hal- 
ten können. 

In seinem Bericht geht der Rat besonders auf die 
Luft- und Raumfahrtindustrie ein. Der Vorsitzende 
unseres Ausschusses, unser Kollege Pierre de Mon- 
tesquieu, hat zu Beginn des Kolloquiums in Tou- 
louse über die Lage der europäischen Luft- und 
Raumfahrtindustrie darauf hingewiesen, daß es Ziel 
des Ausschusses sei, durch stärkere Zusammenarbeit 
der Mitgliedstaaten der WEU für eine bessere 
Position dieser Industrien zu sorgen. In diesem Be- 
reich würden die Mitglieder des Ausschusses akti- 
vere Maßnahmen des Rates zur Förderung einer 
solchen Konsultation und Zusammenarbeit begrü- 
ßen. So empfiehlt der Ausschuß, daß der Rat in sei- 
nem 22. Tätigkeitsbericht, also in einem Jahr, Richt- 
linien nennt für eine langfristige europäische Politik 
auf den Gebieten der Spitzentechnologie, insbeson- 
dere der Raumfahrt, der Aeronautik, der Luftfahrt, 


bei den Kernreaktoren, bei den Computern und bei 
der Elektrotechnik unter Berücksichtigung der zivilen 
und militärischen Aspekte und mit Angaben dar- 
über, wie ein wirksamer westeuropäischer Entschei- 
dungsapparat gestaltet werden könnte. 

Wir Parlamentarier sehen zur Zeit zu viele offene 
Fragen wir wissen um die Leistungsfähigkeit un- 
serer Industrie. Aber wo erfolgt die Diskussion über 
unsere technologische Zukunft? Wer diskutiert die 
Nachfolge der Concorde, wer diskutiert die Nach- 
folge des Airbus? Wer untersucht und definiert ge- 
genwärtig ausreichend die Nachfolgegenerationen 
der Flugzeuge im militärischen Bereich? Was folgt 
dem Jaguar, dem MRCA und dem Alphajet? Wer 
prüft ernsthaft die Frage z. B. im Bereich der mili- 
tärischen Transportqualitäten? Die vorhandenen 
Systeme, z. B. die der Amerikaner, etwa die Galaxy 
5 A, reichen bei weitem nicht aus und werden vor- 
zeitig abgeflogen. 

Hier wirken — das ist meine Einschätzung, Herr 
Minister — unsere gemeinsamen Anstrengungen im 
Regierungsbereich zur Zeit wie gelähmt. Wir Parla- 
mentarier möchten davon ausgehen, daß wir in 
einem Jahr auch in dieser Richtung von Richtlinien 
des Rates erfahren. 


Empfehlung 286 

betr. Fragen der Wissenschaft, Technologie 
und Luft- und Raumfahrt — Stellungnahme zum 
21, Jahresbericht des Rates 

Die Versammlung 

— begrüßt das Interesse des Rates an der Förde- 
rung der technologischen Zusammenarbeit im 
europäischen Rahmen. 

— bedauert, daß es keine mittel- und langfristige 
Politik zur Unterstützung von Programmen der 
Spitzentechnologie gibt, obwohl diese zur Auf- 
rechterhaltung der Leistungsfähigkeit der west- 
europäischen Industrie auf zivilem und militäri- 
schem Gebiet notwendig ist. 

— empfiehlt, daß der Rat 

in seinem 22. Tätigkeitsbereich Richtlinien nennt 
für eine langfristige europäische Politik auf den 
Gebieten der Spitzentechnologie, insbesondere 
der Raumfahrt, Aeronautik, Luftfahrt, Kernreak- 
toren, Computer und Elektronik, unter Berück- 
sichtigung ziviler und militärischer Aspekte, und 
mit Angaben darüber, wie man einen wirksamen 
westeuropäischen Entscheidungsapparat errich- 
ten könnte. 

Sieglerschmidt (SPD); Herr PräsidentI Meine Da- 
men und Herren! Angesichts der Tatsache, daß der 
Berichterstatter des Ausschusses für Allgemeine 
Angelegenheiten, der Kollege Peridier, nicht anwe- 
send ist, und angesichts der Tatsache, daß die Dis- 
kussion sich im wesentlichen mit Gegenständen des 
Ausschusses für Allgemeine Angelegenheiten be- 
schäftigt hat, halte ich es für angebracht, einige kurze 
abschließende Bemerkungen zu machen, bei denen 
ich natürlich nur versuchen kann, die Meinung des 
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Ausschusses wiederzugeben. Aber ich hoffe, daß ich 
in der richtigen Bandbreite liegen werde. 

Wenn man die 20jährige Ehe Westeuropas mit der 
Westeuropäischen Union betrachtet, meine sehr ver- 
ehrten Kolleginnen und Kollegen, dann ist das so 
ähnlich, wie wenn man nach einer 20jährigen Ehe 
gelegentlich sagt, daß die Ehefrau, der Ehepartner 
zuverlässig ist und daß man sich auf sie verlassen 
kann. So sollte es jedenfalls nach einer 20jährigen 
Ehe sein. Aber häufig sagt man auch, daß dann die 
Ehefrau nicht mehr ganz so attraktiv ist, wie sie zu 
Beginn der Ehe war. Dieses Schicksal trifft eben auch 
die gute alte WEU. Ich meine, wir sollten nicht in 
jeder Sitzung darüber klagen und weinen, daß es so 
ist. Ich will damit nicht sagen, daß das hier jemand 
getan hat. Wir sollten vielmehr darüber befriedigt 
sein und uns darüber freuen, daß sie ein so zuver- 
lässiger Ehepartner für Europa ist in all ihren 
wichtigen Funktionen, z. B. hinsichtlich der Bündnis- 
verpflichtung wie etwa der Anwesenheit der briti- 
schen Rheinarmee auf dem europäischen Festland 
und anderer Punkte, die hier erwähnt worden sind. 

Die europäische Verteidigung, von der man als 
einer besonderen Aufgabe im Rahmen der Atlan- 
tischen Allianz spricht, kann man nicht auf die West- 
europäische Union beschränken. Man muß einfach 
sehen, daß auch diejenigen NATO-Partner in Euro- 
pa, die nicht der Westeuropäischen Union angehö- 
ren dazu gehören. Hier tauchen nun die Probleme 
auf, die insbesondere Herr Kollege Riviere in 
seinem Beitrag zum Schluß erwähnt hat. Ich bin sehr 
froh über das, was ich heute von Herrn Staatssekre- 
tär Destremau in seinen Ausführungen, insbesondere 
auch in seinen Antworten auf Fragen, gehört habe. 
Aus ihnen sprach ein Geist der klaren Standpunkte, 
aber auch ein Geist ohne Orthodoxie. Meine Damen 
und Herren, jeder von uns muß selbstverständlich 
respektieren, daß Frankreich seine besondere Po- 
sition in der Atlantischen Allianz markiert hat. Die 
französischen Kollegen und die französische Regie- 
rung verlangen von uns in diesem Zusammenhang 
selbstverständlich, daß wir keine Dogmatiker sind, 
daß wir nicht ständig sagen: Nun müßt ihr aber 
schleunigst in die integrierte Organisation der 
NATO zurückkehren. Aber ich möchte auch die 
französischen Kollegen, wie den Kollegen Riviere, 
herzlich bitten, auch ihrerseits nicht dogmatisch zu 
sein, wenn gewisse Schritte der praktischen Zusam- 
menarbeit im Rahmen der Atlantischen Allianz auch 
von der gegenwärtigen französischen Regierung 
vollzogen werden. Dies sollte dann nicht als eine 
Ketzerei gegen ein heiliges Dogma verurteilt wer- 
den. Ich sage das in völligem Freimut. Wir sind in 
einer parlamentarischen Versammlung, und ich 
spreche hier als Parlamentarier, habe also keine 
diplomatischen Rücksichten zu nehmen. 

Ein anderer wichtiger Komplex, in dem diese 
Versammlung nach meiner Meinung besondere Auf- 
gaben hat, ist die in der Diskussion erwähnte Frage 
der Verbindungen zwischen der Europäischen Ge- 
meinschaft und den Aufgaben der Westeuropäischen 
Union. Hier sind wir erst am Anfang, und die etwas 
pauschale und kryptische Bemerkung von Herrn 
Tindemans in der Fußnote seines Berichts zeigt ja. 


daß noch sehr genau durchdacht werden muß, wie 
diese beiden Institutionen im gegenwärtigen Stand 
der Dinge und nicht erst im idealen Endzustand 
einer Europäischen Union einander ergänzen kön- 
nen und wie wir der europäischen Gemeinschaft auf 
verteidigungspolitischem Gebiet — wenn ich es ein- 
mal so ausdrücken darf — zuarbeiten können. Hier 
hat die Versammlung die wichtige Aufgabe, Initia- 
tiven zu entwickeln und Denkanstöße zu geben. 
Denn es ist keine Frage: Wenn diese europäische 
Gemeinschaft sich zu einer Europäischen Union hin 
entwickeln soll, muß sie den verteidigungspoliti- 
schen Aspekt mehr und mehr in ihre Überlegungen 
einbeziehen. 

Damit komme ich zum Ausgangspunkt meiner 
Ausführungen zurück. Anläßlich der Diskussion des 
Berichts des Rates sprachen wir natürlich jedesmal 
logischerweise über die Beziehungen zwischen Rat 
und Versammlung, zwischen dem Rat und den ein- 
zelnen Ausschüssen der Versammlung. Ich möchte 
mich hier sehr entschieden für diejenigen Redner 
einsetzen, die in ihren Beiträgen den Rat aufge- 
fordert haben, auch in dieser Beziehung mehr Flexi- 
bilität zu zeigen. Es kommt nicht darauf an, unter 
welcher Firma unter welchem Firmenschild nun hier 
zwischen Rat und Versammlung diskutiert wird, son- 
dern es kommt darauf an, daß effektiv diskutiert 
wird und daß Informationen ausgetauscht werden. 
Das scheint mir das Entscheidende zu sein, und das 
möchten wir uns für das nächste Jahr vom Rat erhof- 
fen. 

Empfehlung 285 

betr. die politische Tätigkeit des Rats 

Die Versammlung 

— • nimmt den 21. Jahresbericht des Rats zur 
Kenntnis; 

— verweist auf die Entschließungen 55 und 59; 

— stellt mit Befriedigung fest, daß der Rat „zwi- 
schen der Tagung des Rats der Westeuropäischen 
Union auf Ministerebene und der auf der Ebene 
seiner Ständigen Vertreter keinen Unterschied 
macht"; 

— • weist darauf hin, daß der Rat uneingeschränkt 
ermächtigt ist, die ihm im Rahmen des Vertrags 
zukommenden Rechte und Pflichten auszuüben, 
so lange diese Rechte und Pflichten nicht ver- 
traglich auf eine andere Institution übertragen 
sind; 

— bedauert, daß der Rat auf den Tagungen seiner 
Ständigen Vertreter nur ausnahmsweise von 
seinen Prärogativen Gebrauch macht; 

— nimmt jedoch zur Kenntnis, daß die Umstände 
eine Aufrechterhaltung des Konsultationsver- 
fahrens zwischen den westeuropäischen Ländern 
über Fragen, die ihre Sicherheit betreffen, weiter- 
hin unentbehrlich machen; 

— stellt fest, daß die Weigerung des Rats, auf die 
Schriftlichen Fragen 158, 159 und 160 zu ant- 
worten und 1975 gemeinsam mit dem Allgemei- 
nen Ausschuß zu tagen, zeigt, daß der Rat der 
Verantwortung bezüglich der Anwendung des 
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modifizierten Brüsseler Vertrags aus dem Wege 
geht; 

— weist darauf hin, daß die Präambel des modifi- 
zierten Brüsseler Vertrags die Signatarmächte 
verpflichtet, „das gemeinsame Erbe der demokra- 
tischen Grundsätze, der persönlichen und poli- 
tischen Freiheit, der verfassungsmäßigen Ord- 
nung und Rechtsstaatlichkeit zu bewahren" ; 

— verweist schließlich auf die Empfehlung 266, die 
vom Rat nur sehr unvollständig beantwortet 
wurde; 

EMPFIEHLT, DASS DER RAT 

1. die Anwendung des modifizierten Brüsseler Ver- 
trags sicherstellt, indem er: 

a) untersucht, in welchem Rahmen die einzelnen 
Fragen betreffend die europäische Sicherheit 
von den Sieben erörtert werden sollen; 

b) die verschiedenen Probleme, die die Anwen- 
dung des modifizierten Brüsseler Vertrags 
aufwirft, wirksam angeht, selbst wenn er auf 
der Ebene der Ständigen Vertreter tagt; 

c) aufmerksam untersucht, mit welchen Mitteln 
er eine mögliche Aktion der Neun in Ver- 
teidigungsfragen, insbesondere in Notfällen, 
ergänzen kann; 

d) deutlich macht, wie seine Tätigkeit die von 
ihm und den Mitgliedsländern ständig getrof- 
fene Feststellung widerspiegelt, daß sie der 
umfassenden Anwendung des modifizierten 
Brüsseler Vertrags größte Bedeutung beimes- 
sen; 

2. der Versammlung eine genaue Stellungnahme zu 
Absatz 3 der Empfehlung 266 gibt; 

3. in seinen Mitteilungen an die Versammlung ohne 
Zögern über Unterschiede in den von seinen Mit- 
gliedern vertretenen Standpunkten berichtet, wie 
er dies in seiner Stellungnahme zur Empfehlung 
283 getan hat; 

4. zusammen mit den anderen beteiligten Mächten 
erwägt, wie er die politischen Konsultationen 
zwischen den neuen Mitgliedsländern der EG 
einerseits und andererseits, im Hinblick auf die 
von ihm aufgenommene Studie über „die Mög- 
lichkeit der zusätzlichen Arbeitsübernahme durch 
die WEU in Verbindung mit der Rüstungsstan- 
dardisierung in Europa", die Tätigkeit der euro- 
päischen Programmgruppe verfolgen könnte,- 

5. sich nicht zur Vermeidung der Beantwortung von 
Empfehlungen und Schriftlichen Fragen auf die 
Möglichkeit der Mitglieder der Versammlung 
zur Benutzung nationaler Verfahren berufen 
sollte. 

Abg. de Bruyne bittet um eine Erklärung des Be- 
richterstatters Haase (Fürth) zu seinem Änderungs- 
antrag zu dem Empfehlungsentwurf betr, die An- 
wendung des Brüsseler Vertrages, 


Richter (SPD): Herr Präsident! Ich möchte die Auf- 
fassung vertreten, daß dieser Antrag Gegenstand 
der Rede von Herrn Haase war und daß der Kol- 
lege Haase den Antrag ausführlich begründet hat. 

Der betreffende Änderungsantrag wird angenom- 
men. 

Empfehlung 284 

betr, die Anwendung des Brüsseler Vertrags 

Die Versammlung 


EMPFIEHLT, DASS DER RAT 

1. die neuen Maßnahmen des Generalsekretärs zur 
prompten Übermittlung des Jahresberichts in je- 
dem Jahr zur Anwendung bringt; 

2. die Anwendung des modifizierten Brüsseler Ver- 
trags so lange sicherstellt, bis die gegenseitigen 
Verteidigungsmaßnahmen tatsächlich in einen 
Vertrag der europäischen Union eingegliedert 
sind, und in der Zwischenzeit: 

(I) in den Jahresberichten, zusätzlich zu den 
vorliegenden Angaben über die Gesamt- 
truppenstärke der britischen Streitkräfte 
auf dem Kontinent zum 31. Dezember, An- 
gaben über die Höhe der britischen Streit- 
kräfte auf dem Festland zu diesem Zeit- 
punkt nennt, in Übereinstimmung mit der 
Angabe des Rates über die genehmigte 
Truppenstärke. 

(II) in den Jahresberichten Angaben macht 
über die Anzahl der von der Rüstungs- 
kontrollbehörde durchgeführten Inspek- 
tionen nach Installationskategorien und 
Ländern; 

(III) in den Beschlüssen des Kapitels über die 
Rüstungskontrolle des Jahresberichts wie in 
früheren Jahren eine umfassende und über- 
sichtliche Darstellung all jener Aspekte der 
Rüstungskontrollbestimmungen des Brüs- 
seler Vertrags bringt, die nicht in vollem 
Umfang angewendet wurden; 

(IV) weiterhin auf das Inkrafttreten der am 
14. Dezember 1957 Unterzeichneten Konven- 
tion über den zu beschreitenden Rechtsweg 
hinwirkt; 

3. der Versammlung über die für die unabhängige 
Programmgruppe vorgesehene Rolle berichtet. 


Tagesordnungspunkt: 

Europäische Raumfahrtpolitik — 
Richtlinien des Kolloquiums vom 2. und 
3. Februar 1975 

(Drucksache 704) 

Berichterstatter: Abg. Richter, Valleix und Warren 
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Richter (SPD): Herr Präsident! Meine lieben Kol- 
leginnen und Kollegen! Gestatten Sie mir zunächst, 
daß ich von einer sehr aktuellen Situation ausgehe, 
da im Moment die Präsenz des Hauses so stark noch 
nicht gegeben ist, kann ich hier vielleicht das ausfüh- 
ren, was ich aus aktuellem Anlaß kürzlich im Deut- 
schen Bundestag erlebte. Die Mitglieder des Verteidi- 
gungsausschusses des Deutschen Bundestages wur- 
den am 26. April darüber informiert, daß die Pro- 
grammpartner des Waffensystems MRCA oder Tor- 
nado, wie es neuerdings heißt, ab 1. Juli 1976 beab- 
sichtigen, die Serienfertigung des Systems aufzuneh- 
men. In einem trinationalen Regierungsabkommen 
verpflichten sich die Partner zur Gesamtdurchfüh- 
rung dieses Programms. Großbritannien wird mit 385 
Flugzeugen, die Bundesrepublik mit 322 Flugzeugen 
und Italien mit 100 Flugzeugen in die Produktion 
gehen. Die Gesamtkosten der drei Partnerländer für 
die gemeinsame Entwicklungsphase betrugen bis 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt etwa 8 Milliarden 
DM. Bei der Entwicklung konnten die Partner Schwie- 
rigkeiten der verschiedensten Art überwinden. Das 
weitgespannte technische Konzept hat sich als richtig 
erwiesen. 

Vielleicht darf ich bei dieser Gelegenheit hier 
den Stolz zum Ausdruck bringen, daß wirklich der 
Beweis erbracht wurde, daß in Europa ein modernes, 
wenn nicht das modernste Waffensystem überhaupt 
verwirklicht werden konnte. Die bestehende Be- 
drohung durch den Warschauer Pakt ist hier mehr- 
fach angesprochen worden. Nach dem letzten Kennt- 
nisstand leistet das MRCA einen entscheidenden 
Beitrag zur Verbesserung der Verteidigungskraft 
des Bündnisses. 

Ich darf bei dieser Gelegenheit daran erinnern, 
daß wir uns in unserer vorangegangenen Sitzung 
z. B. mit der Bedeutung des deutsch-französischen 
Gemeinschaftsprogramms Alphajet befaßt haben. 

Wenn ich darstelle, was die Umrüstung der Luft- 
streitkräfte in Europa insgesamt im Bereich dieser 
beiden Systeme für die Verteidigungskraft Europas 
bedeutet, dann freue ich mich in ganz besonderem 
Maße, daß wir einen der Unternehmer, die sich mit 
großem Risiko engagiert haben, nämlich Herrn 
Dornier, in dieser Versammlung begrüßen können. 
Ich glaube, Herr Dornier, Sie sind hier, weil Sie 
erkannt haben, in welchem Umfang sich diese Ver- 
sammlung bemüht, das europäische Geschäft im 
Luftwaffenbereich, in der Luftrüstung zu koordinie- 
ren. Ich hoffe, daß es gelingt, die bestehenden Pro- 
gramme auszuweiten. Angesichts der Gesamtlage 
des Bündnisses möchte ich der Hoffnung Ausdruck 
geben, daß z. B. auch der NATO-Partner Türkei in 
diese Anstrengungen eingeschlossen werden könnte, 
die wir im französisch-deutschen Bereich bisher beim 
Alphajet erbracht haben. 

Die Versammlung hat auch die Entscheidung eini- 
ger europäischer Länder gewürdigt, die sich in der 
F 104-Nachfolge für ein amerikanisches Programm 
entschieden haben. Ich freue mich, daß wir dieses 
hier in Anwesenheit eines belgischen Ministers be- 
stätigen können. Ich glaube, daß Belgien zusammen 
mit anderen Ländern Europas einen bedeutenden 


Beitrag zur Ausstattung der Luftstreitkräfte und da- 
mit zur Sicherheit des Bündnisses geleistet hat. 

Unser WEU-Kolloquium in Toulouse hat erneut be- 
stätigt, daß die Luft- und Raumfahrtindustrie das 
Innovationsfeld für die verschiedensten Zukunfts- 
technologien bleibt. Diese Industrie ist ein technolo- 
gischer Bereich, der zur Erfüllung seiner Aufgaben 
extreme Anforderungen stellte und weiter stellt. Er 
wird insoweit auch in Zukunft stärkere Impulse für 
technische Fortschritte auslösen. 

Ich muß weiter anzeigen, daß wir bei unserem 
Kolloquium zu der Erkenntnis gekommen sind, daß 
trotz Energiekrise und weltweiter Rezession die 
Prognosen der Luftverkehrsgesellschaften und Her- 
steller davon ausgehen, daß die durchschnittliche 
Wachstumsrate des Luftverkehrs auf kommehs auch 
in Zukunft jährlich 6 bis 8 ®/o ausmachen wird. Das 
würde für unsere Industrien kurzfristig bedeuten, 
daß die Überwindung des gegenwärtigen weltwirt- 
schaftlichen Tiefs von der europäischen Luftfahrtin- 
dustrie besondere Anstrengungen erfordert. Dabei 
müssen wir sehen, daß die Luftfahrtindustrie in 
Europa zu den industriellen Bereichen zählt, für die 
in nationaler Eigenständigkeit — das ist unsere ge- 
meinsame Einschätzung — keine Alternative mehr 
da ist. 

Im Sinne des Kolloquiums von Toulouse möchte 
ich hier darstellen, daß das Programm der europäi- 
schen Luftfahrtindustrie technisch und finanziell nur 
durchführbar ist, wenn es von einer Reihe von Maß- 
nahmen, und zwar auf beiden Seiten, von den 
Regierungen und den Industrien, flankiert wird. 
So haben wir Parlamentarier in Abstimmung mit der 
Industrie in Toulouse vorgeschlagen, daß die natio- 
nalen Räte für Luft- und Raumfahrt, die praktisch in 
jedem Lande in unterschiedlicher Form bestehen, 
aufzufordern sind, einen europäischen Rat für Luft- 
und Raumfahrt zu bilden. Hier weisen wir berechtigt 
auf die Erfolge hin, die die ESA in Europa im Bereich 
der Raumfahrt erzielen konnte. Es ist sicher unbe- 
stritten, daß es gerade diese Versammlung war, 
die immer wieder Innovationen erbracht hat, um die 
ESA auf die Beine zu bringen. Herr Gibson war 
mehrfach Gast in unserem Ausschuß und hat be- 
stätigt, daß es dem Ausschuß zu danken ist, daß wir 
im Raumfahrtbereich in der Lage waren, zu einem 
koordinierten Programm zu kommen. 

Der militärische und zivile Bedarf muß auf euro- 
päischer und, soweit sinnvoll, in Zukunft auch auf 
atlantischer Ebene abgestimmt werden durch die 
Weiterentwicklung der Rüstungskooperation mit 
dem Ziel, die sicherheitspolitischen und die wirt- 
schaftlichen Vorteile der Waffenstandardisierung 
durch Absprachen mit den USA über die notwendige 
Öffnung einer Zweibahnstraße zu nutzen. Wir haben 
immer wieder beanstandet, daß das in der Ver- 
gangenheit ein sehr einseitiges Geschäft war. Es 
muß vor allen Dingen eine Zweibahnstraße im Be- 
reich der Rüstungskooperation durch verstärkte Zu- 
sammenarbeit der europäischen Luftverkehrsgesell- 
schaften mit den europäischen Herstellern bei der 
Durchführung neuer ziviler Projekte geöffnet wer- 
den. 
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Ich kann hier nur zum Ausdruck bringen, was ich 
erlebt habe, als ich zu dieser Sitzung nach Paris flog. 
Ich hatte erstmals Gelegenheit, mit einem Airbus 
von Frankfurt nach Paris zu fliegen und kam für 
mich zu dem Ergebnis: In der Jumbo-Familie ist das 
bestimmt das modernste und beste Flugzeug und ein 
Beweis dafür, was wir in Europa zu leisten imstande 
sind. Wenn ich mir Alphajet, MRCA, Jaguar und 
andere Mirage-Systeme hier vergegenwärtige, muß 
ich sagen, wir sind zur Leistung befähigt, und die 
WEU muß alles versuchen, daß die Koordination 
mit ihren Vorschlägen aus Toulouse möglich wird. 

Empfehlung 289 

betr. eine europäische Luft- und Raumfahrtpolitik — 
Richtlinien des Kolloquiums vom 2. und 3. Februar 
1976 

Die Versammlung 

— nimmt die Beschlüsse des Kolloquims über eine 
europäische Luft- und Raumfahrtpolitik zur 
Kenntnis, das unter der Schirmherrschaft des 
Ausschusses für Fragen der Wissenschaft, Tech- 
nologie und , Raumfahrt am 2. und 3. Februar 
1976 in Toulouse stattfand; 

— ist sich der Schwierigkeiten bewußt, in denen 
sich die Raumfahrtindustrie mit ihren 400 000 
Beschäftigten und die Luftverkehrsgesellschaften 
befinden, und die selbst die Existenz dieser Sek- 
toren bedrohen, was für die Sicherheit und das 
Wohlergehen in Europa ernste Folgen haben 
könnte; 

— ist überzeugt, daß ohne eine Bekräftigung des 
politischen Willens die betreffenden Regierun- 
gen nicht fähig sein werden, gemeinsam etwas 
zur Sicherung dieser Industrie zu unternehmen; 

— bedauert, daß die Regierungen zu dem von der 
EG-Kommission am 1. Oktober 1975 vorgeschla- 
genen Aktionsprogramm für den europäischen 
Raumfahrtsektor noch nicht Stellung genommen 
haben; 

— äußerst erneut ihr Bedauern über die bestehende 
Gefahr einer Demontage von Eurocontrol; 

— ist sich bewußt, daß die Probleme nicht durch 
Protektionismus und die Schaffung eines ge- 
schlossenen europäischen Marktes gelöst werden 
können; 

— befürwortet im Gegenteil eine Untersuchung der 
Weltmärkte und der Möglichkeiten einer Zusam- 
menarbeit mit den Vereinigten Staaten auf der 
Basis der Gleichberechtigung und Gegenseitigkeit 
und nicht als Zulieferer; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. die Gründung eines nationalen Rates für Luft- 
und Raumfahrt in jedem der betreffenden Mit- 
gliedsländer zu fördern, dem Vertreter der Par- 
lamente, Ministerien, Produzenten, Fluggesell- 
schaften und Gewerkschaften unter dem Vorsitz 
des zuständigen Regierungsvertreters angehören. 


2. die nationalen Räte für Luft- und Raumfahrt auf- 
zufordern, einen europäischen Rat für Luft- und 
Raumfahrt zu bilden, um: 

a) zusammen mit der Kommission der Europä- 
ischen Gemeinschaften ein europäisches Fer- 
tigungsprogramm der Luft- und Raumfahrt zu 
entwickeln im Hinblick auf die Entwicklung, 
Fertigung und den Vertrieb großer Zivilflug- 
zeuge; 

b) eine gemeinsame Finanzierung des Vertriebs 
dieser Flugzeuge vorzusehen und die Mög- 
lichkeiten einer europäischen Import-Export- 
Bank zu untersuchen; 

c) sicherzustellen, daß die Fertigung der Con- 
corde fortgesetzt wird und daß Europa von 
dem so errungenen technischen Vorsprung 
Nutzen ziehen kann; 

d) eine Zivilluftfahrtbehörde für Westeuropa zu 
gründen, die für die europäische Bescheini- 
gung der Lufttüchtigkeit zuständig ist; 

e) im Zusammenwirken mit der Europäischen 
Konferenz für Zivilluftfahrt (ECAC) eine ge- 
meinsame Lufttransportpolitik zu entwickeln 
und die Möglichkeiten für eine gemeinsame 
europäische Position bei den Verhandlungen 
zwischen Westeuropa und der übrigen Welt 
über Probleme, wie z. B. Landerechte und An- 
erkennung des europäischen Luftraums, zu 
untersuchen; 

3. eine Arbeitsgruppe zur Festlegung des Bedarfs 
der Mitgliedsländer an militärischen Luftfahrzeu- 
gen in Verbindung mit dem Ständigen Rüstungs- 
ausschuß zu gründen; 

EMPFIEHLT FERNER, DASS DER RAT 

die Mitgliedstaaten von Eurocontrol dringend 
auff ordert: 

4. sich in der künftigen Eurocontrol-Konvention, die 
ab 1983 zur Anwendung kommt, die Gründung 
einer gemeinsamen Agentur für die Kontrolle 
der Luftverkehrsnetze, einschließlich der grö- 
ßeren Flughafenbereiche, als langfristiges Ziel 
zu setzen; 

5. Ausrüstungen und Systeme aus Gründen der 
Effizienz und Wirtschaftlichkeit maximal zu stan- 
dardisieren und, speziell innerhalb der Euro- 
control-Agentur, die ab 1985 in Betrieb zu neh- 
menden neuen Systeme gemeinsam zu unter- 
suchen. 

6. eine gemeinsame Industriepolitik für ange- 
wandte Elektronik in diesen Bereichen zu formu- 
lieren und bei Ausschreibungen den Industrien 
der Mitgliedstaaten der Eurocontrol-Gemein- 
schaft den Vorzug zu geben und bei der zukünf- 
tigen Agentur ein gemeinsames Investitionsbud- 
get zu unterhalten im Hinblick auf die Beschaf- 
fung des genannten Geräts über die Agentur; 

7. die Eurocontrol-Agentur für den Bereich der 
Forschung und Entwicklung maximal zu nutzen 
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und ein gemeinsames Forsdiungs- und Entwick- 
lungsprogramm aufzustellen, um Überschneidun- 
gen möglichst zu vermeiden. 


Ansprache des belgischen Verkehrsministers 
Jos Chabert 

Tagesordnungspunkt: 

Entspannung und Sicherheit in Europa 

(Fortsetzung der Aussprache) 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Bevor ich mich 
der Diskussion um den Bericht im eigentlichen Sinne 
zuwende, lassen Sie mich ein kurzes Wort des Dan- 
kes an die beiden Beobachter richten, die das Wort 
während der Diskussion ergriffen haben, den kana- 
dischen und den dänischen Kollegen. Ich glaube, wir 
haben mit großer Genugtuung zur Kenntnis genom- 
men, daß sie hier unter uns waren und was sie zu 
uns gesagt haben. Ich sage das um so lieber, Herr 
Präsident, als ich darin eine Fortsetzung des Dialogs 
sehe, den der Ausschuß für Allgemeine Angelegen- 
heiten mit seinen Reisen nach Skandinavien im 
Herbst vergangenen Jahres und nach Kanada und 
den Vereinigten Staaten im April dieses Jahres 
fortgeführt hat. Ich hoffe, daß dieser Dialog weiter- 
gehen und sich verstärken wird. Er ist wichtig für 
die Stellung der Westeuropäischen Union im Atlan- 
tischen Bündnis. 

Die Diskussion um den Bericht des Kollegen Sir 
Frederic Bennett hat bestätigt, was in der Ausspra- 
che schon gesagt worden ist. Sir Frederic Bennett 
hat es mit seinem Bericht verstanden, eine Dikussion 
von einer Lebhaftigkeit hervorzurufen, wie sie in 
der letzten Zeit in diesem Saal nicht allzu häufig zu 
beobachten gewesen ist. Ich finde, das muß zuerst 
einmal als positiv vermerkt werden. Denn, Herr 
Präsident, was haben wir von Berichten, die so 
wohlabgestimmt und wohlabgewogen vorgelegt wer- 
den, daß sich im Grunde niemand besonders dazu 
herausgefordert fühlt, hier das Wort zu ergreifen? 
Ich glaube, insofern haben wir dem Berichterstatter 
zu danken. 

Zweitens möchte ich ihm für die Art danken, wie 
er mit dem Ausschuß und mit seinem Vorsitzenden 
zusammengearbeitet hat. Ich möchte hier ganz frei- 
mütig sagen: Es ist eine etwas schwierige Situation, 
wenn der Ausschußvorsitzende und der Berichter- 
statter in einigen grundlegenden Beurteilungen ver- 
schiedener Ansicht sind. Aber dieses Problem ist — 
ich hoffe auch von mir, aber ich möchte hervor- 
heben, vom Berichterstatter — in einer sehr fairen 
Weise bewältigt worden. Ich möchte ausdrücklich 
bestätigen, daß der Berichterstatter an dem „Expose 
des motifs" immerhin in einer Reihe von Fragen 
Ergänzungen angebracht hat. 

Dies ändert nichts an der Tatsache, daß es einige 
Punkte gibt, bei denen es sich nicht um Fakten han- 
delt, sondern um die Beurteilungen, die aus diesen 
Fakten abgeleitet werden, wo, wie der Berichterstat- 
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ter selber soeben noch gesagt hat, grundsätzliche Mei- 
nungsverschiedenheiten noch bestehenbleiben. 

Ich darf dies an einem Beispiel deutlich machen, 
bei dem ich mich besonders kompetent fühle, näm- 
lich Berlin. Der Berichterstatter hat sein „Expose 
des motifs" auf eine Intervention von mir hin in 
diesem Punkt ergänzt. Gleichwohl bleibt bestehen, 
daß wir in der Einschätzung der Bedeutung der Vor- 
teile, die aus der Ostpolitik für Berlin erwachsen, 
und der Schwierigkeiten auseinandergehen. Ich 
schätze die Vorteile aus der sehr intimen Kenntnis 
der Dinge sehr viel positiver ein, während er die 
Schwierigkeiten und die Gefahren stärker sieht und 
hervorgehoben hat, als ich es tun würde. 

Dies ist im Grunde genommen der Punkt, der 
übriggeblieben ist, nachdem der Berichterstatter sei- 
nen Empfehlungsentwurf neu gefaßt hat. Ich habe 
den Eindruck, daß es nun zu einer einvernehmlichen 
Abstimmung über diesen Empfehlungsentwurf wird 
kommen können, vielleicht mit einer ganz geringen 
Ausnahme, die der Berichterstatter erwähnt hat. 

Lassen Sie mich noch einige Bemerkungen zur 
Diskussion machen. In der Diskussion ist der Ver- 
gleich zwischen der Situation 1938/39 in Europa und 
der heutigen Situation noch einmal wiederholt wor- 
den. Ich möchte diesen Vergleich als Beispiel da- 
für hervorheben, wo die Beurteilungen in diesem 
Raum fundamental auseinandergehen. Einige Kol- 
legen — ich rechne mich in diesem Falle auch dazu 
— sind der Meinung, daß ein solcher Vergleich ein- 
fach nicht zulässig ist. Andere — es war ja nicht nur 
der Berichterstatter — sind der Meinung, daß ein 
solcher Vergleich gezogen werden kann. 

Der Kollege Kliesing hat die TASS-Erklärung und 
die darin enthaltene Definition der Entspannungs- 
politik zitiert. Ich muß sagen, Herr Kollege Kliesing, 
für mich waren diese Darlegungen überhaupt nicht 
sensationell, denn jeder, der die grundsätzlichen 
Auffassungen der sowjetischen Führung in dieser 
Frage kennt, weiß, daß sie immer diese Grundsatz- 
positionen vertreten hat. Nur ist die Frage, die man 
sich in diesem Zusammenhang natürlich stellen muß, 
doch die, inwieweit diese Grundsatzpositionen mit 
der tatsächlich gehandhabten praktischen Politik 
übereinstimmen. 

Ich will versuchen, an einem Beispiel deutlich 
zu machen, was ich damit meine. Es ist sicherlich 
eine Grundsatzposition von allen, die in diesem 
Saale sind — oder, so würde ich einschränkend 
sagen, von fast allen — , daß wir es sehr wünschen 
würden, daß es auch in anderen Staaten Europas, 
im Osten und bis Mitteleuropa hinein, demokratisch- 
parlamentarische Regierungen gäbe. Aber niemand 
kann doch daraus ernsthaft etwa die Meinung ablei- 
ten, wir würden nun mit allen Mitteln und notfalls 
auch mit Gewalt versuchen wollen, diese Auffas- 
sung nun in diesen Ländern durchzusetzen. — Ich 
hoffe, ich habe damit deutlich gemacht, was ich mit 
dem Unterschied zwischen Grundsatzpositionen und 
praktischer Politik in diesem Zusammenhang meine. 

Nun eine Bemerkung zu den Äußerungen des Kol- 
legen Müller im Zusammenhang mit der Europäi- 
schen Sicherheitskonferenz: Wenn er in überein- 
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Stimmung mit dem Berichterstatter die Meinung ver- 
treten hat, daß hier zu hastig und zu schnell vorge- 
gangen worden ist, muß man sich vergegenwärti- 
gen, daß dieser Vorwurf dann gegen 22 auf der 
westlichen Seite befindliche Signatarstaaten von 
Helsinki — ich lasse Spanien und andere heraus 
und nehme nur die demokratischen Länder — erho- 
ben wird. Jeder mag seine Schlußfolgerung daraus 
ziehen, wie die Dinge auf Grund dieser Tatsache 
zu beurteilen sind. 

Schließlich noch eine Bemerkung zu der Äußerung 
des Kollegen Dankert, daß der Ausschuß für Allge- 
meine Angelegenheiten hier gewissermaßen auf 
fremden Wiesen gegrast habe, d. h. sich zu sehr mit 
Verteidigungspolitik beschäftigt habe. Herr Kollege 
Dankert, wir haben diese Diskussion seit Jahren 
im Präsidentenkomitee immer wieder, und ich 
glaube, wir werden darin übereinstimmen, daß eine 
lupenreine Abgrenzung hier nicht möglich ist. Wer 
sich mit Verteidigungsfragen von der Seite der Mi- 
litärpolitik her beschäftigt, wird immer in die all- 
gemeine Politik übergreifen müssen, und wer sich 
hier mit der politischen Seite unserer Themen be- 
faßt, wird die militärpolitischen Fakten nicht außer 
acht lassen können. 

Ich stimme aber mit Ihnen darin überein, daß wir 
den Versuch nicht aufgeben sollten, hier zu vielleicht 
noch klareren Abgrenzungen zu kommen. Als Bei- 
spiel darf ich erwähnen, wie das auf der Seite des 
Verteidigungsausschusses aussieht: Die Beschäfti- 
gung etwa mit den Themen Portugal und Spanien 
war sicherlich nicht nur rein militärtechnischer Art, 
sondern durchaus auch politischer Art. Herr Präsi- 
dent, wir sollten vielleicht gemeinsam in der Zukunft 
im Präsidentenkomitee darauf achten, daß sich die 
beiden Ausschüsse in der Behandlung der gestellten 
Themen ergänzen und nicht zu sehr überschneiden. 

Lassen Sie mich zuletzt noch eine Bemerkung zu 
dem Verhältnis von Empfehlung und „Expose des 
motifs" machen, und zwar im Blick auf die bevor- 
stehende Abstimmung. Es ist richtig, wenn der Be- 
richterstatter gesagt hat, daß hier natürlich der Emp- 
fehlungsentwurf absolut im Vordergrund steht. Aber 
wenn ich die Geschäftsordnung richtig im Kopf ha- 
be, ist es bei dieser ja oft umstrittenen Frage schließ- 
lich doch so, daß hier nicht die Empfehlung allein der 
Beurteilung zugrunde liegen kann, sondern daß es 
erlaubt sein muß, durchaus zulässig ist und von 
manchen für geboten gehalten wird, auch das „Ex- 
pose des motifs" — insbesondere dann, wenn es um 
sehr pointierte Äußerungen darin geht — mit in 
Betracht zu ziehen, wenn Sie über Ihr Abstimmungs- 
verhalten entscheiden. 

Im ganzen aber, Herr Präsident, möchte ich meiner 
Genugtuung darüber Ausdruck geben, daß es hier 
möglich war, hinsichtlich der Empfehlung, die, wie 
schon gesagt, absolut im Vordergrund steht, zu einer 
so weitgehenden Übereinstimmung zu gelangen. Ich 
meine, daß sich diese Übereinstimmung vielleicht an 
diesem Ort nicht besser zusammenfassen läßt, als in 
der uns allen gemeinsamen Erkenntnis, daß der Wahl- 
spruch der NATO richtig ist: Wachsamkeit ist der 
Preis der Freiheit. 


Tagesordnungspunkt: 

Die Beziehungen zu den Parlamenten 

(Drucksache 706) 

Berichterstatter: Abg. Delorme 


Mittwoch, 16. Juni 1976 


Tagesordnungspunkt: 

Haushalt der Verwaltung der WEU 
für das Haushaltsjahr 1976 

(Drucksache 701) 

Berichterstatter: Abg. Lord Selsdon 


Tagesordnungspunkt: 

Die Sicherheit im Mittelmeerraum 

(Drucksache 708 und 712) 

Berichterstatter: Abg. Buck 

Ansprache des deutschen Parlamentarischen 
Staatssekretärs im Verteidigungsministerium, 
Hermann Schmidt 

Schmidt (Parlamentarischer Staatssekretär im Ver- 
teidigungsministerium der Bundesrepublik Deutsch- 
land): Herr Präsident! Meine verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Meine Damen und Herren! Es ist für 
mich eine besondere Ehre und Freude zugleich, hier 
in Vertretung des Bundesministers der Verteidi- 
gung zu Ihnen über die Sicherheits- und Verteidi- 
gungspolitik der Bundesrepublik Deutschland zu 
sprechen. Der Herr Präsident hat bereits gesagt, daß 
ich selbst insgesamt sieben Jahre Mitglied dieses 
Hauses war, zehn Jahre auch Mitglied des Parla- 
ments der nordatlantischen Allianz. Ich erinnere mich 
noch sehr gern an diese Zeit. Ich mußte mich dann 
leider in die nationale Ebene zurückziehen, weil ich 
Vorsitzender des nationalen Verteidigungsausschus- 
ses wurde und jetzt Parlamentarischer Staatssekre- 
tär, also Vertreter meines Ministers, bin. 

Fragt man nach den Zielen der Sicherheitspolitik 
der Bundesrepublik Deutschland — das ist ja das 

Problem und auch das Thema meines Vortrags — , 
meine verehrten Kollegen, könnte die Antwort 
kurz und bündig lauten: Sicherheit für mein, für 
unser Land. Da aber Sicherheit als ein Produkt 
wirtschaftlicher, sozialer und auch militärischer Fak- 
toren begriffen werden muß, können wir uns mit 
dieser vereinfachten Antwort nicht zufrieden geben. 
Sie träfe überdies auf jeden Staat zu unabhängig von 
seiner politischen und gesellschaftlichen Struktur. 

Oberstes Ziel der Sicherheitspolitik der Bundes- 
republik Deutschland ist es, die Freiheit und Unab- 
hängigkeit unseres Landes vor militärischer Bedro- 
hung und politischer Pression zu schützen und den 
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Frieden zu bewahren. Die Aufrechterhaltung der 
äußeren Sicherheit ist eine entscheidende Voraus- 
setzung, unseren Bürgern eine Existenz in Freiheit, 
Gerechtigkeit und sozialer Sicherheit zu ermög- 
lichen. Diese so beschriebene Existenz macht nach 
einer Definition unseres höchsten Gerichtshofes, des 
Bundesverfassungsgerichts, das aus, was in unserer 
Verfassung mit der „Würde des Menschen" gemeint 
ist. 

Allein darum schon hat die Bundesrepublik 
Deutschland ein vitales Interesse an der Erhaltung 
des Friedens sowohl in Europa als auch in anderen 
Teilen der Welt. Friedenserhaltung heißt in diesem 
Fall, Gewaltandrohung und Gewaltanwendung im 
zwischenstaatlichen Bereich zu verhindern, sowie 
Spannungen abzutragen, die zu militärischen Kon- 
flikten führen könnten. Sicherheit für unser Land 
verlangt eine glaubwürdige Abschreckung gegen 
jederlei Bedrohung. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land ist aber aus vielen Gründen nicht in der Lage, 
sich allein zu verteidigen. 

Ich nenne nur unsere geostrategische Situation in 
unmittelbarer Nachbarschaft und mit der längsten 
Landesgrenze zum kommunistischen Ostblock, die 
fehlende räumliche Tiefe und die hohe Industrie- 
und Bevölkerungsdichte unseres Landes. Dabei ist 
die Tatsache besonders von Bedeutung, daß in 
einem 100 Kilometer breiten Streifen entlang der 
Grenze zum Warschauer Pakt über 30 Prozent der 
Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland leben 
und daß in dem gleichen Gebiet ein Viertel unserer 
gesamten Industrie angesiedelt ist. 

Ich denke, daß daran das erhöhte Risiko für unser 
Land deutlich wird. Schon geringe Gebietsverluste 
würden die staatliche Substanz unseres Landes ge- 
fährlich treffen. Darum sehen wir mögliche Gefahren 
sicher auch deutlicher, als dies vielleicht einige 
unserer Partner westlich von uns tun und auch tun 
müssen. 

Für uns ergibt sich daraus die besondere Ver- 
pflichtung, schon den Anfängen von Konfliktsitua- 
tionen vorzubeugen. Wir können nicht wünschen, 
daß unser Land im Falle eines Angriffs hinter- 
her erst befreit werden muß. Die Verteidigung der 
Bundesrepublik Deutschland muß vorn, also unmit- 
telbar an der innerdeutschen Grenze und an der 
Grenze zur Tschechoslowakei geführt werden. 

Schon darum muß die Bundesrepublik Deutschland 
am Prinzip der Vorneverteidigung als Teil der ge- 
meinsamen Bündnisstrategie festhalten, dies auch 
im Interesse unserer westeuropäischen Bündnispart- 
ner, denn die strategisch ungünstige Randlage auf 
dem eurasischen Doppelkontinent und die geringe 
Raumtiefe haben wir gemeinsam. 

Auf sich allein gestellt könnte unser Land seine 
Verteidigung nicht organisieren. Dazu fehlt uns nicht 
nur das militärische Potential. Wir haben bereits 
bei den Verhandlungen zur Europäischen Verteidi- 
gungsgemeinschaft und später beim Eintritt in die 
Westeuropäische Union und damit auch in die NATO 
bestimmten Höchstgrenzen für unsere Streitkräfte 
zugestimmt. Wir haben zugeich auf die Produktion 
und den Besitz von atomaren, chemischen und bio- 


logischen Waffen verzichtet, und wir haben den Ver- 
trag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen 
unterschrieben und ratifiziert. 

Dies alles und auch unsere weltweiten vitalen 
Wirtschaftsinteressen verlangen, daß wir Schutz und 
Sicherheit in einem Bündnis suchen. Darum gehören 
wir zur Westeuropäisdien Union und zur Nordat- 
lantisdben Allianz. Und darum leisten wir unseren 
Beitrag zu diesem Bündnis. Ohne Unterstützung der 
Bündnispartner könnte die Bundesrepublik Deutsch- 
land ihre territoriale Unversehrtheit nicht behaup- 
ten. Dies schließt die Freiheit West-Berlins ein. 

Nur durch ihre Eingliederung in das Bündnis kann 
die Bundesrepublik Deutschland ihre eigenen Sicher- 
heitsprobleme bewältigen. Nur durch das Bündnis, 
das durch seine eigene Satzung und durch die 
Charta der Vereinten Nationen auf reine Defensive 
festgelegt ist, kann für unser Land eine Verteidi- 
gung organisiert werden, die jeder Bedrohung aus 
dem Osten gewachsen ist und eine glaubwürdige 
Abschreckung jedes Angreifers garantiert. 

Schließlich können wir nur durch den gesicherten 
Rückhalt im Bündnis und gemeinsam mit den Bünd- 
nispartnern eine Politik der Entspannung betreiben, 
die militärische Konflikte verhindern und Span- 
nungen abbauen soll. 

Darum ist die Sicherheits- und Verteidigungspo- 
litik der Bundesrepublik Deutschland zuallererst 
Bündnispolitik, über diesen Eckpfeiler unserer Po- 
litik haben wir in Regierung, Parlament und auch in 
der Bevölkerung nie Zweifel aufkommen lassen. 
Wir beschränken uns aber nicht darauf, dem Bünd- 
nis nur das zu geben, was es braucht. Wir machen 
darüber hinaus unseren Einfluß als starker Partner 
im Bündnis geltend, um in täglicher Kleinarbeit das 
funktionsfähig zu halten, was funktionsfähig bleiben 
muß. 

Im Herbst dieses Jahres finden in den Vereinigten 
Staaten und in meinem Land Wahlen statt. Es ist 
verständlich, daß in Amerika wie bei uns in der 
Bundesrepublik Deutschland gerade im Wahlkampf 
viele Fragen gestellt werden, die der Funktions- 
fähigkeit der NATO gelten. Es werden — das zähle 
ich selbstverständlich zu den Begleitumständen des 
Wahlkampfes — auch öffentliche Zweifel an der Zu- 
verlässigkeit des Bündnisses geäußert, zum Teil 
von Leuten, die es eigentlich besser wissen müßten. 
Die mit großem publizistischem Aufwand veröffent- 
lichten Zweifel an der Verteidigungsfähigkeit des 
Bündnisses und die Ereignisse in Angola weckten 
Befürchtungen, der Werten sei letztlich zu schwach, 
seine Freiheit zu verteidigen. 

Ein oberflächlicher Blick auf das Kräfteverhältnis 
in Mitteleuropa scheint die Ansichten der Kritiker 
zu bestätigen. In diesem für die Sicherheit meines 
Landes wichtigen Gebiet hält die NATO 27 präsente 
Divisionen bereit. Auf der Seite des Warschauer 
Paktes stehen 58 Divisionen, von denen die sowje- 
tischen im Gegensatz zu früheren Jahren heute 
etwa genausoviel Kampfkraft aufbringen wie west- 
liche Divisionen. Dagegen ist die Stärke der übrigen 
Divisionen des Warschauer Paktes erheblich ge- 
ringer als die der NATO-Divisionen. Der War- 
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sdiauer Pakt hat in diesem Raum erheblich mehr 
Panzer als das Bündnis. Auch die Zahl der Einsatz- 
flugzeuge ist auf östlicher Seite höher als im NATO- 
Bereich, wobei gewisse Qualitätsuntersdiiede bei 
den Maschinen und auch bei der Ausbildung der 
Piloten die numerische Überlegenheit des War- 
schauer Paktes relativieren. 

Bezieht man in diese Betrachtung die Grundsätze 
der sowjetischen Militärstrategie mit ein, die ein- 
deutig das Offensivprinzip favorisieren, erhält man 
ein ziemlich klares Bild der Bedrohung, der wir 
gegenüberstehen. 

Das konventionelle Übergewicht des Warschauer 
Paktes wird in seiner Wirkung noch durch die 
maritime Bedrohung ergänzt. Gemeint ist die Fähig- 
keit der sowjetischen Marine, für uns lebenswich- 
tige Seeverbindungen im Konfliktfall nachhaltig zu 
stören. 

Das wirft uns die berechtigte Frage auf: Sind wir 
heute und morgen noch stark genung, unsere 
Sicherheit zu gewährleisten? Meine Antwort lautet 
eindeutig: Ja! Es besteht kein Anlaß, die militärische 
Stärke der NATO herunterzuspielen, noch sollten 
wir jenen Leuten Glauben schenken, die uns weis- 
machen, jeder Russe sei ein Übermensch, ein Riese. 

Wer ständig auf die Asymetrien im konventio- 
nellen Kräfteverhältnis hinweist, sollte auch sagen, 
’daß die Strategie des Atlantischen Bündnisses 
diesen Tatsachen Rechnung trägt, daß sie auf die 
Kräfte des Ostens eingestellt ist. Und lassen Sie 
mich das hinzufügen: In vielen Jahren, in denen 
der Osten gewachsen ist, ist der Westen nicht etwa 
schwächer geworden, sondern auch gewachsen. Das 
sage ich mit besonderem Nachdruck und voller 
Überzeugung für Zentraleuropa, für den Teil der 
NATO also, der für uns besonders wichtig ist. Die 
Abschreckung funktioniert. Das Gleichgewicht ist in- 
takt. 

Das, was wir haben, reicht aus, einen Krieg zu 
verhindern. Wir haben ein breites Spektrum mo- 
derner Abwehrwaffen zur Verfügung. Das Bündnis 
besitzt dieses Ab wehr Spektrum in der Triade stra- 
tegisch-nuklearer, taktisch-nuklearer und konventio- 
neller Mittel, die im Verteidigungsfall nach der ver- 
einbarten Strategie der „flexible response" einge- 
setzt werden. 

Wir registrieren als Realisten selbsverständlich 
die militärische Offensivkraft des Warschauer Pak- 
tes. Sie übersteigt nach unserer Meinung die auch 
dort legitimen Verteidigungsbedürfnisse. Es ist dabei 
nicht so sehr das „Wie" der sowjetischen Rüstung, 
das uns zu denken gibt, sondern vielmehr das „Wa- 
rum". Wir haben Zweifel, ob Stärke, Ausrüstung 
und Gliederung der Armeen des Warschauer Paktes 
ausschließlich defensiven Zielen dienen. 

Wir sollten uns jedoch hüten, die militärische 
Stärke des Ostens zu überschätzen und die Kraft der 
NATO herabzusetzen. Außenminister Kissinger wies 
im März 1976 in einer Rede in Boston darauf hin, daß 
auch das sowjetische System offenkundige Schwä- 
chen aufweist. Es ist darum objektiv falsch, sich auf 
der einen Seite einen disziplinierten, produktiven 
und starken Osten und auf unserer Seite einen 
dekadenten, in sich zerfallenen Westen vorzustellen. 


Wer ständig ein übertriebenes Bild sowjetischer 
Stärke und der Schwächen des Bündnisses zeichnet, 
leistet der Allianz keinen Dienst. Wer so handelt, 
macht die Verteidigungsausgaben in den Augen un- 
serer Bevölkerung sinnlos und untergräbt den 
Verteidigungswillen unserer Bevölkerung. Er züchtet 
fälschlicherweise ein Unterlegenheitsgefühl und be- 
treibt damit fahrlässig die Geschäfte des Gegners. 
Die Versorgungsschwierigkeiten der Sowjetunion 
bei Getreide und Fleisch z. B. — die Sowjetregierung 
hat ihrer Bevölkerung gerade einen wöchentlichen 
Fastentag verordnet — zeigen, daß bei allen spek- 
takulären Erfolgen im Alltag auch nur, wie ein 
deutsches Sprichwort heißt, mit Wasser gekocht 
wird. Meine beiden Söhne, die in den Streitkräften 
meines Landes ihren Dienst geleistet haben, und die 
vielen Tausende und Hunderttausende junger Män- 
ner in der Bundesrepublik sind nicht der Meinung, 
daß sie dem Gegner im Osten unterlegen sind. 

Worauf wir im Westen auch weiterhin zu achten 
haben, ist, daß wir mit dem, was wir an Bedrohung 
erkennen, Schritt halten. Die Voraussetzungen da- 
zu sind vorhanden, uns gegen jede Art von Bedro- 
hung angemessen schützen und sichern zu können. 
Entscheidend ist der Wille, das zu tun, was der 
Schutz unserer Freiheit verlangt. Es muß deutlich 
bleiben, daß Abschreckung keine bloße Fassade oder 
gar nur ein Stolperstein ist, den man überspringen 
kann. Wer uns angreift muß wissen, daß er mit 
dem Einsatz aller Waffen, die der Westen hat, 
rechnen muß. Das ist ein vom gesamten Bündnis 
akzeptierter Grundsatz unserer Verteidigung, das 
ist das Rückgrat unserer Abschreckung. 

Ich wies im Zusammenhang mit unserer Fähig- 
keit zur Abwehr auf die Triade und die Strategie 
der „flexible response" hin. Herausragende Be- 
deutung hat dabei die Präsenz der Vereinigten Staa- 
ten in Europa. Erst die Anwesenheit amerikanischer 
Truppen in Europa macht das gemeinsame Handeln 
der Allianz politisch glaubwürdig. Militärisch ist sie 
die notwendige Ergänzung der konventionellen 
Kampfkraft der westeuropäischen Bündnispartner. 
Ohne Abwesenheit noidamerikanischer konventio- 
neller Streitkräfte wären — trotz der erheblich hö- 
heren konventionellen Verteidigungsbeiträge der 
Westeuropäer — die Abschreckung und das für uns 
lebenswichtige Prinzip der Vorneverteidigung in 
Frage gestellt. 

Als westliche Führungsmacht, die über das größte 
nukleare Abschreckungspotential verfügt, haben die 
USA in Europa eine entscheidende Funktion. Ihre 
Streitkräfte verkörpern die Entschlossenheit und Fä- 
higkeit auch zur nuklearen Verteidigung des Bünd- 
nisses. Sie sind das Bindeglied zwischen den nu- 
klear-strategischen Mitteln in den USA und auf den 
Weltmeeren, dem stärksten Element der Abschrek- 
kung, das den Krieg verhindert. 

Angesichts der geostrategischen und militärischen 
Gegebenheiten in Europa ist dieser Eskalations- 
verbund für Abschreckung und Verteidigung uner- 
läßlich. Er entspricht aber nicht nur den besonderen 
Sicherheitsinteressen unseres Kontinents, sondern 
auch denen der Vereinigten Staaten. Wir Europäer 
können nicht von den USA erwarten, daß sie ein 
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unzumutbares nukleares Risiko eingehen, weil die 
Europäer ihre konventionelle Rüstung vernachläs- 
sigen. 

Daß mein Land es ernst damit meint, beweist die 
Tatsache, daß die Bundesrepublik Deutschland den 
höchsten Pro-Kopf-Betrag von allen europäischen 
Verbündeten für die Verteidigung aufbringt. Wir 
alle werden aber darauf achten müssen, daß aus der 
gültigen Strategie der „flexible reponse" nicht eine 
Strategie einer „flexible responsibility" wird. 

Wenn aber konventionelle Vorsorge notwendig ist, 
um die nukleare Komponente der Abschreckung 
glaubhaft zu halten und das nukleare Risiko für die 
USA so zu gestalten, daß es auch für sie tragbar 
und vertretbar bleibt, ist es nicht nur Sache der Eu- 
ropäer, das konventionelle Gewicht richtig auszu- 
tarieren, sondern gleichzeitig auch die Sache der 
Amerikaner. Wir registrieren dankbar Anzeichen 
dafür, daß der amerikanische Kongreß bereit ist — 
und lassen Sie mich das in aller Offenheit sagen: 
mehr als zu irgendeiner anderen Zeit bereit ist — , 
den sicherheitspolitischen Aufgaben in Europa einen 
hohen Rang einzuräumen. Ich bin überzeugt, daß 
die verantwortlichen Politiker in Nordamerika wis- 
sen, daß die Freiheit entweder für uns alle bewahrt 
werden kann oder für uns alle verlorengeht. Die 
Ereignisse der letzten Jahre haben uns die Gefahren 
drastisch und auch tragisch vor Augen geführt. Es 
gibt keinen bequemen Weg, unsere Freiheit zu be- 
wahren, nicht für Europa und auch nicht für Ameri- 
ka. Präsident Ford hat im Juli 1975 durch seine Un- 
terschrift in Helsinki die Verantwortung der Ver- 
einigten Staaten von Amerika auch für den Frieden 
und die Sicherheit Europas erneut bekräftigt. Wir 
sind ihm dafür dankbar. Wir wissen aber auch, daß 
die Gemeinsamkeit der Interessen es erfordert, daß 
jeder seine Pflicht tut, daß niemand den anderen 
in der Zumutung von Lasten und Risiken überfor- 
dern darf. Daß sind die widitigsten Voraussetzungen 
dafür, daß freie Völker sich aufeinander verlassen 
können. 

Die USA haben ihre Verbände in Europa voll auf- 
gefüllt, sie sind präsent und, wovon ich mich bei Trup- 
penbesuchen immer wieder überzeugt habe, in erst- 
klassiger Verfassung. Die Stationierung von zwei 
zusätzlichen Kampfbrigaden in der Bundesrepublik 
Deutschland wird die konventionelle Kampfkraft 
der NATO in diesem entscheidenden Abschnitt ver- 
stärken. Die USA bleiben der Eckpfeiler im Atlan- 
tischen Bündnis. Die Doppelfunktion des gleichge- 
wichtigen nuklearstrategischen Gegenpols zur So- 
wjetunion und der konventionellen Hauptmacht 
kann von keinem anderen Bündnispartner, sie kann 
auch von den Europäern insgesamt nicht übernom- 
men werden. 

Wir haben nicht die Wahl zwischen einer euro- 
päischen Verteidigung und der Verteidigung Eu- 
ropas. Der These des Franzosen Alfred Grosser ist 
meiner Auffassung nach zuzustimmen. Er sagte: Ent- 
weder ist unser Verteidigungssystem sicher — dann 
kann es nicht rein europäisch sein — , oder es ist 
rein europäisch — dann kann es nicht sicher sein. 

Diese These Grossers bedarf aber noch einer wich- 
tigen Ergänzung. Das Fehlen einer europäischen 


Verteidigungsstruktur oder einer europäischen Ver- 
teidigungsorganisation ist nicht gleidizusetzen mit 
dem Nichtvorhandensein eines europäischen Ver- 
teidigungswillens. Im Gegenteil! Das haben die Äu- 
ßerungen des von mir verehrten französischen Staats- 
präsidenten im November 1975 deutlich gemacht. 
Danach sieht der französische Präsident in jedem 
Angriff oder Druck auf die Bundesrepublik Deutsch- 
land auch einen Angriff oder Druck auf Frankreich. 
Wir Deutsche sind ihm für seine klaren Worte 
dankbar. 

Ich meine, wir sollten aufhören, wegen der beson- 
deren Stellung Frankreichs im Bündnis an dem er- 
klärten französischen Willen zur Verteidigung West- 
europas zu zweifeln. Die Ankündigung der fran- 
zösichen Regierung, die konventionellen Streit- 
kräfte künftig zu stärken, weist in diese Richtung. 

Wir sind dabei, die Möglichkeiten einer Vertei- 
digungspolitischen Zusammenarbeit mit Frankreich 
voll auszuschöpfen, und wir werden auch künftig 
daran arbeiten, unser Verhältnis zu unserem fran- 
zösischen Nachbarn auf diesem für alle Länder 
Westeuropas so wichtigen Gebiet möglichst eng zu 
gestalten. Wir werden künftig auch praktische Schrit- 
te auf dem Weg zu einer europäischen Einigung 
durch eine Vertiefung der europäischen Verteidi- 
gungsarbeit unterstützen. Diese Zusammenarbeit 
wird jedoch schwerlich Schrittmacherdienste für 
den Eignungsprozeß leisten; sie kann ihn nur be- 
gleiten. 

Unsere Hauptaufgabe besteht gegenwärtig und 
künftig darin, in Mitteleuropa dafür zu sorgen, daß 
das Bündnis abwehrfähig bleibt. Es muß in dieser 
Region so stark sein, daß auch an den Flanken 
niemand einer militärischen Bedrohung nachgeben 
muß. Die glaubwürdige Entschlossenheit der NATO- 
Partner zur angemessenen militärischen Reaktion auf 
jede Form eines Angriffs wird durch die Stationie- 
rung von Verbänden aus sechs Ländern der Allianz 
auf dem Boden der Bundesrepublik Deutschland 
demonstriert. Diese erkennbare Entschlossenheit 
darf nicht dadurch unterlaufen werden, daß aus 
wirtschaftlichen Gründen in den Verteidigungsan- 
strengungen nachgelassen wird. Nicht das Auf und 
Ab der wirtschaftlichen Lage darf die Höhe der 
Verteidigungsanstrengungen bestimmen, sondern 
das Ausmaß der erkannten Bedrohung hat Maß- 
stab für die verantwortungsvolle Verteidigungspo- 
litik zu sein. 

Noch immer wird das Tempo des Rüstungswett- 
laufs zwischen West und Ost von der Sowjetunion 
und ihren Verbündeten bestimmt. Dabei produziert 
der Warschauer Pakt unabhängig von der Konzen- 
tration volkswirtschaftlicher Ressourcen auf die 
Rüstung mit ungefähr dem gleichen finanziellen 
Aufwand mehr Kampfkraft als der Westen. Das 
wird ihm unter anderem durch geringere Personal- 
kosten und nahezu vollständige Standardisierung er- 
leichtert. Die Rüstungsaufwendungen haben absolute 
Priorität vor allen anderen Staatsausgaben. Dieses 
Verfahren ist nur in autoritär regierten Ländern 
möglich. 

In demokratisch verfaßten Gesellschaften würde 
eine Verteidigungspolitik, die die eigene Volks- 
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Wirtschaft einseitig belastet, soziale Spannungen 
und politische Instabilität im Innern auslösen. Sie 
würde ihre Aufgabe verfehlen und das in Frage 
stellen, was sie schützen will. Ebenso verfehlt ist 
jedoch auch eine Verteidigungspolitik, die die Auf- 
wendungen für die Verteidigung nicht an der mili- 
tärischen Bedrohung orientiert. 

Die Suche nach dem Mittelweg, der einerseits 
den wirtschaftlichen Möglichkeiten des jeweiligen 
Landes entspricht, andererseits die Streitkräfte be- 
fähigt, zur glaubhaften Abschreckung beizutragen, 
ist eine ständige wichtige Aufgabe in einer Ver- 
teidigungsgemeinschaft demokratischer Staaten. Die 
Erfüllung dieser Aufgabe hat auf Dauer nur Erfolg, 
wenn es gelingt, die Verteidigungsaufwendungen 
rationeller einzusetzen, d. h. in der Rüstung enger 
zusammenzuarbeiten. 

Ein erster Schritt auf dem richtigen Weg war die 
Initiative der EUROGROUP-Minister im November 
1975. Sie riefen die Europäische Programmgruppe ins 
Leben, die im Februar 1976 auf der Ebene der 
Staatssekretäre in Rom erstmals zusammentrat. Be- 
sondere Bedeutung hat die Programmgruppe durch 
die Beteiligung Frankreichs. Gelingt es, auf diesem 
Wege die Rüstungskooperation im Bündnis voran- 
zutreiben, dann könnte damit militärisch und indu- 
striell ein Stück europäischer Integration verwirk- 
licht werden. Die Mitglieder der Europäischen Pro- 
grammgruppe sind sich aber auch klar darüber, daß 
bei der Schwierigkeit der Materie natürlich nicht mit 
kurzfristigen Ergebnissen gerechnet werden kann. 
Erfolg und Mißerfolg der Zusammenarbeit werden 
weitgehend davon abhängen, ob der erklärte po- 
litische Wille der Bündnispartner zur Rüstungsko- 
operation endlich mit politischer Entschlossenheit 
verfolgt wird. 

Die Allianz steht dabei keineswegs erst am An- 
fang. Es gibt kaum ein wesentliches Waffensystem, 
das nicht schon bi- oder trinationales Gemeinschafts- 
projekt geworden ist. Beispiele dafür sind: MILAN, 
HOT, ROLAND, die Feldhaubitze 70, das MRCA, in 
Deutschland „Tornado" genannt, der Alpha- Jet und 
das Schnellboot 148. 

Eine rationelle Nutzung der Ressourcen erfordert 
jedoch eine Ausweitung der bisher nur bi- und tri- 
lateralen Zusammenarbeit. Dabei sind drei wesent- 
liche Punkte zu beachten: Erstens. Die Zusammen- 
arbeit muß die Verteidigungsfähigkeit des Bündnis- 
ses steigern, ohne die westlichen Volkswirtschaften 
übermäßig zu belasten. Zweitens. Sie muß verhin- 
dern, daß Europa technologisch absinkt, sie muß be- 
wirken, daß es durch Zusammenfassung der bislang 
auseinanderlaufenden nationalen Anstrengungen in 
der Rüstung zu einem ernstzunehmenden Partner 
der USA wird. Drittens. Sie muß gewährleisten, 
daß die europäische Zusammenarbeit die Präsenz 
Amerikas in Europa nicht behindert, sondern eher 
fördert. Sie muß auf diese Weise zur Stärkung un- 
serer Allianz beitragen. — Wenn man in diesem 
Zusammenhang „Europa" sagt, ist ganz klar, daß 
es nur Europa mit Frankreich sein kann. 

Die Bürger in den Staaten der Nordatlantischen 
Allianz haben einen Anspruch darauf, daß die von 


ihnen für die Verteidigung aufgebrachten Mittel so 
kosteneffektiv wie nur möglich verwandt werden 
Für die Regierungen der Bündnisstaaten liegt darin 
eine Verpflichtung. An ihnen liegt es, den Nachweis 
zu erbringen, daß auch ein Bündnis souveräner 
Staaten die Kraft hat, nationale Egoismen zu über- 
winden, wenn es um die gemeinsamen Interessen 
aller geht. 

Angesichts all der Probleme, denen sich unser 
Bündnis gegenübersieht — hier schließe ich die Situ- 
ation an den Flanken des Bündnisses selbstver- 
ständlich mit ein — , sollten wir nicht vergessen, 
daß dies für eine Allianz, die aus freien und souve- 
ränen Staaten besteht, nichts Außergewöhnliches ist. 
Die souveräne Entscheidungsfreiheit der Bündnis- 
partner ist ein hohes Gut und Schutzobjekt der 
NATO, aber sie ist natürlich auch eine Quelle von 
Schwächen, mit denen das Bündnis immer wieder 
fertigwerden muß. 

Wir sollten daher den Wert der Allianz nicht an 
Hand einer Momentaufnahme beurteilen. Es gibt 
verläßliche Konstanten, die wichtiger sind als die 
Probleme, die 'ich aufgezählt habe: Das Bündnis 
repräsentiert zwei Drittel aller demokratischen 
Staaten auf dieser Erde. Es ist, meine Damen und 
Herren, das größte Reservoir an wirtschaftlicher, 
militärischer und auch an moralischer Kraft. Wir 
müssen uns im Westen mehr als in der Vergangen- 
heit der eigenen menschlichen und moralischen Wer- 
te und der wirtschaftlichen und auch militärischen 
Kräfte bewußt werden, die alles in allem unsere 
Stärke ausmachen. Wir müssen aus diesen Quellen 
schöpfen, um unsere Freiheit zu bewahren und um 
die Probleme zu lösen, die uns gestellt sind. 

Dazu gehört auch , daß wir bei den Bürgern in 
unseren Ländern keine Zweifel daran aufkommen 
lassen, welcher Opfer es bedarf, die Freiheit für alle 
zu sichern. In der Bundesrepublik Deutschland ist 
die Notwendigkeit der Streitkräfte für die Aufrecht- 
erhaltung der äußeren Sicherheit von der großen 
Mehrheit unserer Bürger anerkannt. Die Bundesre- 
gierung kann sich bei der Verfolgung ihrer sicher- 
heitspolitischen Ziele daher des Rückhaltes in der 
Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland voll 
und ganz sicher sein. Diese Zustimmung der Bürger 
beruht zum einen auf dem bei allen Menschen vor- 
handenen Bedürfnis nach Sicherheit. Sie wird zum 
anderen aber gefördert durch offene Informationen 
über alle Themen, die mit sicherheits- und verteidi- 
gungspolitischen Fragen Zusammenhängen. 

Dazu gehört an erster Stelle, daß wir den Bür- 
gern das Defensivprinzip für unsere Streitkräfte 
offen darlegen. Wir haben den Verfassungsauftrag 
unseres Grundgesetzes, der Streitkräfte ausdrücklich 
nur für die Verteidigung vorsieht, wörtlich, und das 
heißt: äußerst ernst genommen. Wir machen das 
durch Gliederung, Ausrüstung und Bewaffnung der 
Bundeswehr für alle deutlich, die sehen können und 
die auch sehen wollen. So klar und so ausschließlich 
hat kaum ein anderer Staat seine bewaffnete Macht 
nur auf die Pflicht zur Selbstverteidigung festgelegt. 
Es wäre für den Frieden auf dieser Welt schon viel 
erreicht, wenn auch andere Nationen ähnliche recht- 
liche Bindungen eingehen würden. Das gilt audi 
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für die bereits erwähnten Selbstbeschränkungen, die 
wir uns durch den WEU-Vertrag auferlegt haben. 
Solche Vorleistungen sind bisher von kaum einem 
Staat in Ost und West erbracht worden. 

Niemand in Europa muß sich durch uns bedroht 
fühlen. Wir zeigen durch Verzicht auf Offensivkapa- 
zität, daß wir zu einer Politik des Ausgleichs bereit 
sind. Wir machen aber auch deutlich, daß unsere 
Friedfertigkeit nicht auf Furcht beruht, die nur 
Friedlosigkeit zur Folge haben kann. 

Ich nenne weiter — und das steht in einem inne- 
ren Zusammenhang mit dem eben Gesagten — den 
Verzicht auf jegliche Form von Haßerziehung. Wir 
wollen unsere Soldaten für den Frieden und die 
Verteidigung dieses Friedens und nicht gegen etwas 
erziehen und motivieren. 

Dazu gehört auch, daß wir dem Bürger in unserem 
Lande den Zusammenhang zwischen der äußeren 
Sicherheit und dem sozialen Gehalt und der frei- 
heitlichen Lebensordnung unseres Landes klar- 
machen. Der Bürger muß wissen, was er zu verlieren 
hat. Er soll auch wissen, daß dieses Land es wert 
ist, daß wir alle uns vor das Land stellen. Wir 
nehmen das vom Bundesverfassungsgericht gefor- 
derte Prinzip der „streitbaren Demokratie" sehr 
ernst, nach innen wie nach außen. 

Ein wichtiger Aspekt unserer Verteidigungspo- 
litik ist das Atlantische Bündnis. Wir tun alles, um 
den Zusammenhalt und die Zusammenarbeit im 
Bündnis zu stärken. Unser Hauptaugenmerk gilt 
dem Verhältnis zu unserem wichtigsten Bündnis- 
partner, zu den USA. 

In den Streitkräften haben wir uns besonders des 
Menschen angenommen, der in der Bundesrepublik 
seinen Dienst tut. Wir haben durch Reformen der 
Bildung und Ausbildung die militärischen Führer 
besser befähigt, ihren Auftrag der Menschenführung 
zu erfüllen. Wir haben darüber hinaus durch die 
Transparenz der Laufbahnen den Soldaten Aufstiegs- 
chancen eröffnet, die ohne Beispiel sind. Durch eine 
Neuodnung der Mitsprachemöglichkeiten haben wir 
bewiesen, daß wir das, was sozusagen von unten 
kommt, ernst nehmen. Dabei lassen wir nicht am 
Prinzip von Befehl und Gehorsam rütteln. Aber wir 
sind sicher, daß der Soldat, dessen Menschenwürde 
geachtet wird, mehr leistet als einer, dem das 
Denken abgenommen wird. Wir wollen Zusammen- 
arbeit von Vorgesetzten und Untergebenen und kein 
starres Schema von oben nach unten. 

Wir sehen in den Soldaten der Bundeswehr kein 
Menschenmaterial. Mensch und Material sind zwei 
grundverschiedene Dinge. An erster Stelle hat im- 
mer der Mensch zu stehen. Dazu gehört auch, daß 
wir die soziale Lage unserer Soldaten entscheidend 
verbessert haben. 

Wir haben sehr viel für die Aufrechterhaltung 
unserer äußeren Sicherheit getan. Das mag manch- 
mal auch in unserem eigenen Lande nicht ganz ein- 
sichtig sein, weil wir gegenwärtig den längsten 
Abschnitt in diesem Jahrhundert durchleben, in dem 
es in Europa keinen Krieg gibt. Es wird dabei aber, 
meine Damen und Herren, zu häufig vergessen, daß 
dieser Zustand nicht herbeigeträumt und nicht her- 


beigeforscht wird, sondern ständig neu gesichert und 
täglich neu erkämpft werden muß. Ich erinnere in 
diesem Zusammenhang an ein Wort des deutschen 
Philosophen Kant Er wies darauf hin, daß der 
Friede kein Naturzustand sei, daß er vielmehr 
ständig neu gestiftet werden müsse. — Ich danke 
Ihnen. 

Der britische Abg. Critchley richtet die Frage an 
Staatssekretär Schmidt, ob er den neuen Trend der 
tranzösischen Verteidigungspolitik als eine Vor- 
wärtsstrategie oder als eine Strategie der flexiblen 
Erwiderung ansehe. 

Schmidt (Parlamentarischer Staatssekretär im Ver- 
teidigungsministerium der Bundesrepublik Deutsch- 
land): Es ist völlig klar, daß in der Vergangenheit ^ 
über die Fragen des Einsatzes französischer Streit- 
kräfte im Falle der Spannung oder eines beginnen- 
den Krieges sehr verschiedene Auslegungen bestan- 
den. Durch die Festlegungen des französischen 
Staatspräsidenten und auch der verantwortlichen 
sonstigen Leute wie z. B. des Verteidigungsministers 
und des Stabschefs der französischen Streitkräfte ist 
nun endgültig klargestellt, daß Angriffe auf das 
Bündnis auch Angriffe auf Frankreich sind und daß 
sofort auf Grund eines solchen Angriffs auch die 
Verteidigung erfolgt, d. h. daß die Vomeverteidi- 
gung jetzt auch für die französischen Streitkräfte 
absolut sicher ist. 

Die französische Abg, Riviere fragt, warum Staats- 
sekretär Schmidt nicht über cfen Ständigen Rtistungs- 
ausschuß gesprochen habe. 

Schmidt (Parlamentarischer Staatssekretär im Ver- 
teidigungsministerium der Bundesrepublik Deutsch- 
land): Ich habe nur in kurzen Ausführungen zu die- 
sem Ausschuß Stellung genommen. Ich habe gesagt, 
daß er auf Initiative der Minister der Eurogroup ge- 
gründet worden ist und aus Staatssekretären be- 
steht, die in Rom zum erstenmal zusammen waren. 
Wir legen besonderen Wert darauf, festzustellen, 
wie sehr wir uns freuen, daß Frankreich dabei ist. 
Wir erwarten von diesem Ausschuß für die Zukunft 
eine ganze Menge. Aber es ist eben ein Ausschuß 
für die Zukunft; im Augenblick kann über seine Ef- 
fektivität noch nicht gesprochen werden. 

Ich bin hier gerade belehrt worden, daß der Stän- 
dige Rüstungsausschuß in der WEU gemeint war. Ich 
meinte aus meinem Vortrag heraus den Staatssekre- 
tärsausschuß. Ich habe den anderen Ausschuß nicht 
erwähnt, weil die politischen Fragen, die uns in der 
Bundesrepublik im Hinblick auf das gesamte Bünd- 
nis berühren, im Vordergrund meiner Ausführun- 
gen standen. 

Richter (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich im An- 
schluß an Ihre Antwort Ihre Prognose für dieses Ad- 
hoc-Komitee hören? Können Sie sich vorstellen, daß 
diese in Rom geschaffene Ad-hoc-Gruppe in der 
Lage ist, auf längere Sicht eine Rüstungszusammen- 
arbeit der Eurogroup mit der Republik Frankreich 
zu sichern? 
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Ich darf eine zweite Frage hinzufügen. Ich hatte 
den Eindruck, daß diese Versammlung in den letz- 
ten Tagen, als es im Bereich der Verteidigungsan- 
strengungen um eine Einschätzung der Lage ging, 
etwas defensiv argumentiert hat. Sie haben hier die 
Lage der Streitkräfte der Bundesrepublik Deutsch- 
land dargestellt. Sind Sie in der Lage, ein paar An- 
merkungen zu machen, in welchen Bereichen Sie 
qualifizierte Verbesserungen der Streitkräfte erzie- 
len konnten? 

Schmidt (Parlamentarischer Staatssekretär im Ver- 
teidigungsministerium der Bundesrepublik Deutsch- 
land) ; Das will ich sehr gern tun, Herr Abgeordneter. 
Zunächst zu den Aufgaben und Anstrengungen des 
Ausschusses, der in Rom das erstemal getagt hat. 
Wir setzen sehr stark auf diesen Ausschuß. Ich 
meine, je teurer Waffensysteme auch in der Folge, 
also in der nachfolgenden Familie, werden, um so 
mehr werden wir alle gezwungen sein zu koope- 
rieren, mehr zusammenzuwirken. Die Materie ist 
sehr schwierig, denn es wird nicht ohne weiteres 
möglich sein, Länder, die eigene Kapazitäten in der 
Rüstung haben, davon zu überzeugen, daß sie diese 
Kapazitäten austrocknen lassen. Das sollen sie auch 
nicht, man kann aber auch durch Lizenzvergaben und 
durch Zusammenarbeit, wie wir es z. B. bei „Tor- 
nado" mit Großbritannien und Italien getan haben, 
eine Arbeitsteilung finden, die den nationalen wirt- 
schaftlichen Interessen viel mehr entgegenkommt, 
als es früher der Fall zu sein schien. 

Ich meine also, dieser Ausschuß der Staatssekre- 
täre wird ein hohes Maß an Notwendigkeiten vorfin- 
den. Die Materie ist schwierig, aber wir sind einfach 
in eine Entwicklung hineingestoßen, die uns zur ab- 
soluten Kooperation führt. 

Ich sehe die Situation — und das sage ich mit aller 
Deutlichkeit — in dem zentralen Raum, den ich die 
Ehre hatte, hier heute morgen besonders anzu- 
sprechen, nicht negativ. Wir haben in diesem Raum 
alles getan, um die Abwehrkraft zu stärken. Ich 
erinnere nur daran — das aber ganz am Rande — , 
daß die Streitkräfte meines eigenen Landes Ende 
der 60er Jahre in der Präsenz unter 450 000 Mann 
lagen. Wir haben heute eine ständige Präsenz hoch- 
ausgebildeter Truppen von 495 000 Mann. Wir ha- 
ben von uns aus die ständige Erneuerung und Ver- 
besserung der Waffensysteme durchgeführt. Ich will 
nur eine Zahl nennen, die ich nicht aufschlüsseln 
will: Seit 1972 hat das deutsche Parlament einmütig 
durch Verträge über Waffensysteme und Produk- 
tionsfreigaben wie jetzt bei „Tornado" der Bundes- 
wehr über 50 Milliarden DM zugeführt. Wir haben 
die Verfügungsreserve eingeführt, daß junge Män- 
ner in dem Jahr nach ihrer Entlassung weiter für 
die Truppe zur Verfügung stehen müssen. Wir 
stellen fest, daß die Kanadier ihre Brigade auf- 
füllen, sie ganz modern ausstatten und damit die 
Schlagkraft im mittleren Teil Europas erhöhen. Ich 
bin durchaus optimistisch: Wir sind bereit und in der 
Lage, uns im mittleren Teil vorne zu verteidigen. 


Mattick (SPD): Herr Staatssekretär, ich möchte auf 
Grund der Debatte, die wir im Hause hatten, einige 
Fragen an Sie richten. Würden Sie auf Grund Ihrer 
hier dargelegten Vorstellungen die Befürchtung 
teilen, die in einer Entschließung zum Ausdruck 
gebracht wurde, daß die militärische Schlagkraft der 
Atlantischen Allianz angesichts der der Streitkräfte 
des Warschauer Paktes nicht mehr ausreiche, um die 
individuelle und gemeinsame Sicherheit in der Alli- 
anz zu gewährleisten? 

Meine zweite Frage. Hier wurden die Leistungen 
für die Verteidigung im Westen und im Sowjetblock 
in Relation zum jeweiligen Bruttosozialprodukt 
gesetzt und verglichen. Könnten Sie sich dazu 
äußern, ob wir im Westen wirklich eine um so viel 
geringere Leistung erbringen? 

Die dritte Frage: Könnten Sie die Auffassung 
unterstützen, die in bezug auf die Schlußakte von 
Helsinki und die Entspannungspolitik vertreten 
wird, die jetzt im Westen praktizierte Entspannung 
habe vieles mit der Beschwichtigungspolitik zur 
Zeit des Münchner Abkommens gemein? Könnten 
Sie der Versammlung sagen, worin die Hauptdiffe- 
renzen zwischen München 1938 und unserer heuti- 
gen Position bestehen? Ich befürchte, wenn das 
draußen diskutiert wird, daß wir dabei auf eine 
schiefe Ebene geraten. 

Schmidt (Parlamentarischer Staatssekretär im Ver- 
teidigungsministerium der Bundesrepublik Deutsch- 
land): Herr Abgeordneter, zunächst einmal zu der 
Befürchtung, daß die Schlagkraft auf der anderen 
Seite so groß sei, daß die Warschauer-Pakt-Staaten 
in der Lage seien — dies findet sich auch in Büchern 
und Kommentaren der letzten Zeit — , sozusagen 
die Streitkräfte der NATO zu überrollen. Dazu hat 
Bundeverteidigungsminister Leber gesagt: Nur dann, 
wenn Teile der NATO, etwa auch die Bundeswehr, 
gleichzeitig die Verkehrsregelung für die Warschau- 
er-Pakt-Staaten übernehmen würden. Das ist ein 
bißchen ins Lächerliche gezogen, aber: Wer kann so 
etwas überhaupt behaupten? Man muß wirklich 
sehen, wir haben eine ganze Reihe von Komponen- 
ten der anderen Seite überhaupt nicht in die Beur- 
teilung einbezogen. Es ist doch wohl unbestritten, 
daß die andere Seite noch in gewisser Weise ein 
Besatzungsstatut hat, was wir heute nicht mehr 
haben. Wir haben in der NATO ein freundschaft- 
liches Einvernehmen — , ob es nun in der Tschechos- 
lowakei ist, ob vielleicht in Polen oder in der DDR. 
Das heißt, daß die Sicherheit der Truppen auch der 
UdSSR dort anders gesehen werden muß als die der 
amerikanischen Truppen in der Bundesrepublik oder 
in anderen Staaten Europas. Ich wehre mich dage- 
gen, daß irgend jemand meinen könnte, die Schlag- 
kraft der Warschauer-Pakt-Staaten könnte entspre- 
chend hoch sein und auf der anderen Seite wäre 
dem nicht genug entgegenzusetzen. 

Ich möchte Sie animieren, einen Artikel von einem 
sehr bekannten Journalisten gestern in der „Süd- 
deutschen Zeitung" nachzulesen. Er schreibt über 
die Gedanken, die sich die Sowjets über ihre eige- 
nen Panzerkräfte im Hinblick auf die sich ständig 
steigernden Abwehrkräfte in der NATO machen. 
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Da steht, daß man nicht etwa die 19 000 Panzer auf 
der einen und die 6 500 Panzer auf der anderen Seite 
miteinander vergleichen darf. Was wir in die Lücke 
einbringen, ist ein großer Bestand an panzerbrechen- 
den Waffen, die erstens viel billiger sind als Pan- 
zer, die zweitens die Abwehrbereitschaft unserer 
Streitkräfte in der Öffentlichkeit betonen und nicht 
etwa eine Angriffsbereitschaft und die drittens da- 
rüber hinaus eine Effektivität haben, daß der Panzer 
kaum eine Chance hat, wenn er mit diesen und mit 
noch zu entwickelnden Waffen, die aber in der 
Bundesrepublik fast fertig sind, nämlich Flächen- 
feuerwaffen, in Berührung kommt. 

Der Vergleich des jeweiligen Bruttosozialprodukts 
ist immer eine sehr nette Sache. Wenn ein Land ein 
niedriges Bruttosozialprodukt und niedrige Rü- 
stungsausgaben hat, so sind das trotzdem sehr 
schnell 10 oder 20 Prozent. Wenn ein Land wie 
Amerika oder die Bundesrepublik, die Spitzenplätze 
einnehmen, natürlich einen niedrigeren Prozentsatz 
hat, muß man sich klarmachen — und deswegen habe 
ich in meinem Vortrag darauf hingewiesen — , daß 
es hier um das Prokopfaufkommen geht. Mir scheint 
das entscheidend zu sein. 

Den Vergleich zu München halte ich für außer- 
ordentlich bedenklich, und zwar deswegen, weil in 
der Allianz insgesamt ein Grundsatz steht: Gibt es 
höchste Bereitschaft, dann gibt es auch Entspannung; 
denn mit dem Schwächling verhandelt man nicht, 
dem Schwächling diktiert man, was man will. Des- 
wegen brauchen wir höchste Bereitschaft, größte 
Präsenz mit modernsten Waffen. Nur aus dieser 
Sicht der Stärke heraus kann es Verhandlungen 
um Entspannung geben. Nur das kann Erfolg haben. 
Damit ist München überhaupt nicht zu vergleichen. 
Ich halte es für bedenklich, eine solche Formulierung 
überhaupt in den Mund zu nehmen. 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident, ich fürchte 
fast, daß Sie und die Versammlung es übelnehmen 
werden, wenn zum drittenmal ein deutscher Sozial- 
demokrat fragt. Ich hätte aber dem Herrn Parlamen- 
tarischen Staatssekretär gern zwei kurze Fragen ge- 
stellt, weil ich annehme, daß die Antworten auch 
unsere Kollegen sehr interessieren werden. 

Herr Staatssekretär, sie haben deutlich von der 
Asymetrie der Rüstung in Ost und West gesprochen. 
Sie haben von der nach wie vor vorhandenen offen- 
siven Strategie insbesondere der Sowjetunion ge- 
sprochen und betont, daß sich der Westen und na- 
mentlich die Bundesrepublik Deutschland auf eine 
Defensivstrategie eingestellt hätten. Sie haben — 
wie ich glaube, mit großer Überzeugungskraft — er- 
läutert, daß auch die moralische Kompetenz des We- 
stens mit seinen parlamentarischen Demokratien ein 
Eckpfeiler dieser Defensive ist. Ich frage Sie jetzt, 
ob Sie der Meinung sind, daß diese moralische Po- 
tenz dadurch geschwächt werden könnte, daß es im 
Westen Diskussionen gibt, etwa ein nichtdemokra- 
tisch regiertes Land mit in das Bündnis einzubezie- 
hen. 

Meine zweite Frage, Herr Staatssekretär. Sie ha- 
ben andeutungsweise von den Flanken gesprochen 


und von der Möglichkeit, daß sie nicht in dem Sinne 
intakt sind, wie sie intakt sein müßten. Sehen Sie, 
um die Frage zu präzisieren, eine Gefahr in der Mög- 
lichkeit, daß etwa in Italien oder in Spanien in ab- 
sehbarer Zeit auch Kommunisten Mitglieder der Re- 
gierung sind? 

Schmidt (Parlamentarischer Staatssekretär im Ver- 
teidigungsministerium der Bundesrepublik Deutsch- 
land): Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Wir würde über die ganz große Politik hinaus in 
Visionen kommen, wenn ich das beantwortete. Ich 
müßte also Wahrsager sein, denn Italien, das hier 
apostrophiert worden ist, hat seine Wahlen noch 
nicht hinter sich. 

Ich will aber zum ersten Punkt etwas sagen. Es 
ist kein Zweifel, daß die Produktion von Waffen im 
östlichen Europa größer ist als hier bei uns. Wir ha- 
ben aber an anderer Stelle schon gesagt: Wenn der 
Westen seine geballte Wirtschaftskraft auf die Pro- 
duktion von Waffen konzentrierte, würde diese 
Produktion natürlich über das hinausgehen, was 
der Osten zu leisten in der Lage ist. Er tut es, in- 
dem er seinen Bürgern erhebliche Einschränkungen 
auferlegt. Ich bin nicht der Meinung, daß die Dis- 
kussion, ob ein nichtdemokratisches Land oder ein 
demokratisches Land in der Zukunft Mitglied in der 
NATO sein sollte, jetzt adäquat ist. Warum sollen 
wir uns darüber unterhalten? Es kann doch nur so 
sein, daß es nicht möglich ist — Portugal ist lange 
Zeit als nichtdemokratisches Land Mitglied der 
NATO gewesen und hat uns innerhalb der NATO 
sehr viel Schwierigkeiten gemacht — , andere Länder 
— und hier sollte doch anscheinend auf Spanien hin- 
gewiesen werden — als Teil dieser Allianz aufzuneh- 
men, wenn sie die Kriterien, die in der NATO jetzt 
völlig klar sind, nicht erfüllen. Aus diesem Grunde 
ist das für mich kein Diskussionspunkt. Hier gibt es 
nur die Feststellung: Das geht einfach nicht, nach- 
dem wir mit dem sehr schwierigen Problem Por- 
tugal im Hinblick auf die Hinwendung zur Demokra- 
tie fertig geworden sind. 

Zu der Frage nach der Sicherheit der Flanken. 
Dazu wäre eine ganze Menge zu sagen. Ich bin im- 
mer Optimist gewesen. Wir haben in den vergan- 
genen Jahren erlebt, wie die Portugiesen, von de- 
nen man meinte, ihnen prophezeien zu können, daß 
sie kommunistisch würden, ganz klar die Linie, den 
Weg zur Demokratie gefunden haben. Wir haben 
die Schwierigkeiten mit Griechenland und der Tür- 
kei gehabt. Nun steht Italien vor der entscheiden- 
den Frage, wie die zukünftige Regierungsform dort 
sein soll. Ich bin kein Prophet und werde jetzt nichts 
dazu sagen, was sein könnte, wenn. Wir warten die 
Wahl am nächsten Sonntag erst einmal ab. Ich set- 
ze immer noch auf das Selbstbewußtsein unserer 
italienischen Freunde und auf die Erkenntnis der 
Italiener, was diese Wahl für sie bedeutet. Warten 
wir also ab. 

Dr. Enders (SPD): Herr Staatssekretär, im Schluß- 
dokument der KSZE-Konferenz von Helsinki wurde 
darauf hingewiesen, daß Manöver in größerem Rah- 
men gegenseitig bekanntgegeben werden sollen. 
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Haben Sie schon Erfahrungen gesammelt und Schlüs- 
se aus den Ergebnissen ziehen können, die bisher 
bekannt geworden sind? 

Schmidt (Parlamentarischer Staatssekretär im Ver- 
teidigungsministerium der Bundesrepublik Deutsch- 
land): Ja, wir haben natürlich schon Erfahrungen 
sammeln können. Ich persönlich habe das Gefühl 
gehabt, meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
daß der Osten, nachdem der Westen sofort nach der 
Unterzeichnung der Schlußakte reagiert und seine 
Manöver angezeigt und dazu eingeladen hat, daß 
vor allen Dingen die UdSSR etwas erschrocken über 
diese Schnelligkeit war, mit der dies realisiert wur- 
de. Dies war für Demokraten selbstverständlich. Wir 
haben dann abgewartet. Es ist erwiesen, daß die 
allermeisten Mannöver auf der anderen Seite un- 
ter 25 000 geblieben sind. Das war die Grenze. Zwei 
Manöver gingen darüber hinaus. Das ist nachweis- 
bar auch mit technischen Mitteln aufgeklärt worden, 
nämlich ein Manöver an der Grenze zur Türkei, zu 
dem die Türken und die Griechen eingeladen wor- 
den sind. Nun ist ein Manöver im Norden, zu dem 
Norwegen, Schweden und Finnland eingeladen wor- 
den sind. Es gibt also eine zaghafte Hinwendung zu 
dem System, das für die NATO bereits seit längerer 
Zeit selbstverständlich ist. 


Tagesordnungspunkt: 

Die Sicherheit im Mittelmeerraum 

(Fortsetzung der Aussprache) 

Dr. Kileslng (CDU/CSU): — Herr Präsident! Zu- 
nächst möchte ich den Berichterstatter dazu beglück- 
wünschen, daß er es verstanden hat, die Probleme, 
die sich im Mittelmeerraum für das Atlantische Bünd- 
nis ergeben, so detailliert und objektiv darzustellen. 
Es liegt in der Natur der Sache, daß er als Berichter- 
statter des Verteidigungsausschusses vor allem die 
militärischen Aspekte gewürdigt hat. Aber sowohl 
der Bericht wie auch die heutige Diskussion zeigen, 
daß man Politisches und Militärisches hier nicht von- 
einander trennen kann, sondern daß beides eng mit- 
einander verbunden ist. 

Sicherlich wird man in der einen oder anderen Ein- 
zelfrage anderer Meinung sein als der Berichterstat- 
ter. So möchte ich z. B. sagen, daß ich seinem Opti- 
mismus in der Frage, was mit Malta geschieht, nicht 
folgen kann. Ich bin überzeugt, das die politischen 
Freunde, die wir in der arabischen Welt haben, mit 
viel größerer Sorge als wir die Frage beantworten: 
Welchen politischen Weg wird Malta mit seiner 
großen strategischen Bedeutung gehen? Es wäre 
vielleicht die Frage der Parlamentarischen Versamm- 
lung des Europarates, der wir ja alle angehören, ihr 
Interesse einmal dieser Frage zuzuwenden. 

Ich möchte keines der Probleme bagatellisieren, 
die der Berichterstatter für den Raum zwischen Bos- 
porus und Gibraltar aufgezeigt hat. Sie sind alle 
sehr wichtig, sehr schwierig und können eines Ta- 
ges gefährlich sein. 


Aber ich möchte doch eines hinzufügen. Wenn man 
im Zusammenhang mit Fragen der europäischen Si- 
cherheit über den Mittelmeerraum spricht, dann muß 
man den Mittelmeerraum als ein einheitliches Gan- 
zes ansehen. Bei allem Respekt und bei allem Ein- 
verständnis mit dem Bericht und dem Empfehlungs- 
entwurf hätte ich es doch gerne gesehen, wenn je- 
nen Fragen, die im Bericht in Kapitel IV unter der 
Überschrift „Andere Länder" dar gelegt sind, auch 
im Empfehlungsentwurf ein höherer Rang gege- 
ben worden wäre. Denn ohne die Bedeutung irgend- 
eines der hier angeschnittenen Probleme mindern 
zu wollen, bin ich der Auffassung, daß das gefähr- 
lichste Problem für die europäische Sicherheit im 
Mittelmeerraum nach wie vor die Frage des Nahen 
Ostens ist, der israelisch- arabische Konflikt. 

Angesichts des Bürgerkrieges und der Feindse- 
ligkeiten nicht nur im Libanon, sondern auch inner- 
halb der Maghreb-Länder mag das im Augenblick et- 
was überraschend erscheinen. Aber ich meine, diese 
Feindseligkeiten beweisen nur eine weitreichende 
politische Labilität, die keineswegs irreversibel ist, 
und bedeuten zumindest keine absolute Labilität. 
Es ist durchaus möglich, daß am Ende der gegen- 
wärtigen Auseinandersetzungen ein Zustand ent- 
steht, der dadurch gekennzeichnet ist, daß sich von 
Beirut über Amman bis Asaba und vielleicht von da 
aus weiter bis Ghasa ein stählernes Band um Israel 
legt, und daß die Situation dann gefährlicher ist, 
als sie schon einmal war. Ich sage, daß es keine ab- 
solute Gegensätzlichkeit ist. Denn auch in der ge- 
genwärtigen Situation werden Sie von Beirut bis 
Nouakschott bei allen arabischen Parteien, die ein- 
ander bekämpfen, auf die Frage, was das Kernpro- 
blem der Auseinandersetzung sei, eine einheitliche 
Antwort finden, und diese Antwort lautet: die Fra- 
ge der Palästinenser. Darin sind sich alle einig, 

Darüber will ich heute nicht sprechen. 

Aber ich möchte auf eines aufmerksam machen. 
Vor einigen Monaten sagte uns in einem Gespräch 
ein wohlbekannter arabischer Staatsmann eines der 
Ölstaaten am Persischen Golf, ein Mann, dessen 
Sympathien für Europa bekannt sind, klar und ein- 
deutig, daß in einem nächsten Krieg mit Israel die 
Ölwaffe unvergleichbar größer und entscheidender 
sein würde als im Yom-Kippur-Krieg. Diese Situa- 
tion würde uns Europäer vor ein Dilemma stellen. 
Würden wir in einer solchen Auseinandersetzung 
den Forderungen der Araber an uns nachkommen, 
so würde das im Hinblick auf die Rolle, die die Ver- 
einigten Staaten in unserem Bündnis spielen, die- 
sem Bündnis die entscheidende Grundlage entzie- 
hen, zumindest dieses Bündnis entscheidend schwä- 
chen. Würden wir uns aber diesen Forderungen der 
Araber im Kriegsfall widersetzen, so würde das ei- 
nen Ölboykott nach sich ziehen, der in einigen Mo- 
naten nicht nur unser wirtschaftliches, sondern auch 
unser gesellschaftliches System in eine ernste Exi- 
stenzkrise bringen würde. 

Daraus ergibt sich als Konsequenz für uns, daß 
wir Europäer ein Höchstmaß an politischer Energie 
darauf konzentrieren sollten, mit dafür Sorge zu 
tragen, daß es im Nahen Osten nicht zu einer solchen 
militärischen Katastrophe kommt, die eine Katastro- 
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phe nicht nur für die betroffenen Nationen, sondern 
auch für Europa wäre. Dieses Gebiet, von dem ich 
gesprochen habe, ist Gefahrenherd Nr. 1 in der ak- 
tuellen Situation heute für Europa. Es hat seit Jahr- 
tausenden in unserer Geschichte eine entscheidende 
Rolle gespielt. Aber nur selten war die Position Eu- 
ropas in diesem Raum so schwach wie heute. 

Wenn man im Zusammenhang mit der europä- 
isdien Sicherheit auf den Mittelmeerraum eingeht, 
wäre ich also dankbar, wenn man Priorität audi den 
Fragen geben würde, die ich soeben erörtert habe. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident, meine ver- 
ehrten Herren Kollegen! Das Amendement bezwedct 
zwei Dinge, die in aller Kürze zu sagen sind. Erstens 
wollen wir klarstellen, daß ein frei gewähltes Parla- 
ment nicht das einzige in diesem Zusammenhang 
wichtige Kriterium ist, sondern daß es auch andere 
wesentliche demokratische Prinzipien gibt, eben z. B. 
die Achtung der Menschenrechte. Es ist durchaus 
denkbar, daß ein Land ein frei gewähltes Parlament 
hat und in ihm die Menschenrechte doch mißachtet 
werden; so etwas soll leider Vorkommen. Das ist 
das eine. 

Zum zweiten wollen wir jedes Mißverständnis 
ausschließen, das dahin gehen könnte, daß es sich 
bei den Plänen, von denen in diesem Considerant 
die Rede ist, nicht nur um Pläne handeln könnte, die 
sich allein auf das Vertragsgebiet der NATO bezie- 
hen, sondern auch um solche, die darüber hinausge- 
hen. Das ist der Sinn des Amendements, und idi 
glaube, das ist vernünftig. 

Der Berichterstatter Abg. Buck stimmt dem ersten 
Teil dieser Darlegung zu, wendet sich jedoch da- 
gegen, daß die Erstellung von Krisenplänen „allein 
auf das Vertragsgebiet" des NATO-Bündnisses be- 
schränkt bleiben solle. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Ich will fai- 
rerweise sagen, daß sich die Antragsteller nicht 
einig sind. Mein Freund Lord Peddie ist bereit, das 
zu akzeptieren, aber ich habe eigentlidi, verehrter 
Kollege Buck, trotz des Wunsches, hier entgegen- 
zukommen, doch große Bedenken, dies zu akzep- 
tieren. Diese Bedenken sind in gewisser Weise durch 
das, was Sie eben gesagt haben, nodi genährt wor- 
den. Wir kommen ja im Zusammenhang mit Ihrer 
Empfehlung noch zum Thema „Jugoslawien". Ich 
meine, soweit die Sicherheit des Bündnisses im 
Adriaraum durch Ereignisse in Jugoslawien bedroht 
sein könnte, gibt es doch gar keine Frage, daß das 
atlantische Bündnis dafür Pläne machen kann. Das, 
was die Antragsteller gewollt hatten, war eben, 
auszuschließen, daß entsprechende Pläne in einem 
weit darüber hinausgehenden Bereich vorbereitet 
werden. Ich bin sehr gern bereit, Herrn Kollegen 
Buck in einem anderen Punkt entgegenzukommen 
und das Amendement insoweit zurückzuziehen, aber 
in dieser Frage bleibe ich bei meinem Vorschlag, 
und vielleicht, Herr Präsident, ist es auch gar nicht 
so schlecht, wenn wir einmal über ein Amendement 
abstimmen. 


Dr, Kllesing (CDU/CSU): Herr Präsident! Ich glau- 
be, die Frage, ob die Worte „in the treaty area" im 
Text stehen oder nicht, ist politisch irrelevant, da 
wir alle an die Bestimmungen des Nord atlantischen 
Vertrages gebunden sind. Ich bitte, den Vertrag in 
dieser Hinsicht einmal nachzulesen. 

Der Präsident fragt, ob Abg. Siegler schmidt die 
Auslassung der Wörter „in the treaty area" akzep- 
tieren könne. 

Sieglerschmidt (SPD): Non, en consequence du 
traite, je ne peux pas accepter cela. 

Der Änderungsantrag wird unter Auslassung der 
Wörter „in the treaty area" angenommen. 

Ein weiterer Änderungsantrag verlangt die Strei- 
chung eines Absatzes im Empfehlungsentwurf, der 
die Möglichkeit einer zukünftigen Zusammenarbeit 
der Allianz mit Australien, Neuseeland und dem 
Iran anspricht. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine ver- 
ehrten Kollegen! Wenn wir diesen Änderungsan- 
trag nicht annehmen sollten, würde ich Vorschlägen, 
gleich den Antrag zu stellen, den Nordatlantik-Ver- 
trag in „Weltvertrag" umzubenennen. Dies wäre 
dann nämlich genau richtig. 

Um jetzt ein bißchen ernsthafter zu sprechen, 
Herr Präsident: Eine solche Zusammenarbeit kann 
doch nicht nur eine Einbahnstraße sein. Es muß 
doch logischerweise ein Geben und Nehmen sein. 
Die Folge, daß die Nordatlantische Allianz in Pro- 
bleme zwischen Neuseeland, Japan, Australien und 
sonstwo involviert ist, können wir bei all den guten 
Intentionen, die dahinterstehen mögen, nicht akzep- 
tieren. 

Deswegen bitte ich Sie, dem Streichungsantrag zu 
folgen. 

Die Versammlung nahm diesen Antrag an. 

Ein weiterer Änderungsantrag der Abg. Valleix 
und de Bruyne empfiehlt, daß der Rat 

a) sich regelmäßig mit den Fragen der Sicherheit 
im Mittelmeerraum befaßt, um unterschiedliche 
Konzepte der besonders betroffenen Mitglied- 
staaten zu einem Ausgleich zu führen 

b) die Entwicklung in Spanien im Hinblick auf 
einen möglichen Beitritt zu verfolgen. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe nichts gegen den er- 
sten Teil des Antrags des Kollegen Valleix. Ich weiß 
allerdings nicht, ob es zwischen betroffenen Mit- 
gliedsstaaten der Westeuropäischen Union Mei- 
nungsverschiedenheiten über diese Politik gibt. Das 
könnten ja im wesentlichen nur Frankreich und Ita- 
lien sein. Wenn dem so ist, dann sollten sie natür- 
lich darauf sehen, solche Meinungsverschiedenhei- 
ten im Rahmen der WEU auszugleichen. Dagegen 
habe ich prinzipiell nichts. 
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Aber ich habe Bedenken gegen den zweiten Teil 
Ihres Antrags, Herr Kollege Valleix, und zwar aus 
folgendem Grunde. In dieser Versammlung haben 
wir des öfteren den Beitritt von anderen Ländern — 
zunächst einmal von NATO-Staaten — erwogen, in 
erster Linie natürlich im Blick auf Dänemark und Ir- 
land als die Mitglieder der Europäischen Gemein- 
schaft, die nicht der Westeuropäischen Union an- 
gehören. Wir sind darin in letzter Zeit sehr zurück- 
haltend geworden, weil wir wissen, daß dies nun 
einmal mit den Realitäten nicht übereinstimmt. Bei- 
de Länder haben jedenfalls in absehbarer Zeit kein 
Interesse daran. 

Wenn ich jetzt daran denke, daß es noch ein wei- 
teres NATO-Land gibt, das vielleicht demnächst ein- 
mal in Frage kommen könnte, nämlich Portugal, 
dann würde ich sagen, daß Spanien gewissermaßen 
an allerletzter Stelle als ein mögliches Mitglied der 
Westeuropäischen Union in meinen Gesichtskreis 
tritt, und weil das meiner Meinung nach von einer 
wirklich realistischen Bemühung so weit weg ist, 
deswegen vermag ich dem nicht zuzustimmen. 

Teil a) des Änderungsantrags wird von der Ver- 
sammlung angenommen, Teil b) abgelehnt. 

Der nächste Änderungsantrag wendet sich gegen 
die Formulierung des Empfehlungsentwurfs „mit 
der aus den jetzt verkündeten freien Wahlen her- 
vorgehenden Regierung in Spanien" über einen Bei- 
tritt zum Nordatlantikpakt zu verhandeln. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Es ist im 
Grunde genommen die gleiche Überlegung, die dem 
vorhergehenden Änderungsantrag zugrunde liegt. 
Da wir diesen Änderungsantrag angenommen ha- 
ben, müssen wir logischerweise auch den vorliegen- 
den Änderungsantrag annehmen. 

Die Hervorhebung der „aus freien Wahlen her- 
vorgegangenen Regierung" ist etwas modifiziert in 
dem Sinne, wie wir es vorher beschlossen haben. 
Im übrigen kommt ein bißchen deutlicher zum Aus- 
druck, daß solche Verhandlungen wohl noch njcht 
heute oder morgen, sondern frühestens übermorgen 
werden stattfinden können. 

Ein weiterer Änderungsantrag verlangt die Strei- 
chung eines Absatzes des Empfehlungsentwurfs, 
worin der Nordatlantikrat aufgefordert wird, Gegen- 
maßnahmen gegen eventuellen politischen oder 
militärischen Druck von außen auf Jugoslawien oder 
Albanien zur Änderung ihrer Politiken oder Regime 
zu treffen. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Hier muß 
ich leider den Geist des Kompromisses, den wir 
so oft beschworen haben, ganz und gar aufgeben und 
die Versammlung sehr eindringlich bitten, diesem 
Antrag zu folgen. Selbstverständlich können weder 
die Westeuropäische Union, von der ich jetzt einmal 
ausdrücklich sprechen möchte, noch das Atlantische 
Bündnis unberührt bleiben, wenn es zu einer Krise 
in Jugoslawien kommen sollte. Aber diese Krise 
gewissermaßen jetzt hier schon festzuschreiben und 


anzukündigen, was dann alles geschieht — damit an- 
dere Leute aufgefordert werden, auch in solche eska- 
lierende Überlegungen einzutreten und solche An- 
kündigungen zu machen — , halte ich nicht nur für 
falsch, sondern für geradezu gefährlich. 

Deswegen würde ich Sie recht herzlich bitten, 
diesem Antrag zu folgen. Da gibt es auch keine 
Möglichkeit — das möchte ich gleich sagen, lieber 
Kollege Buck — , innerhalb dieses Satzes irgend 
etwas zu ändern. Dieser Satz, diese Sache, muß aus 
dem Empfehlungsentwurf ganz heraus. 

Dieser Änderungsantrag wird angenommen. 

Der letzte Änderungsantrag richtet sich gegen den 
Vorschlag des Empfehlungsentwurfs, daß die Euro- 
päische Programmgruppe jährlich ein Weißbuch der 
Verteidigung herausgeben solle. 

Siegierschmidt (SPD): Herr Präsident! Nachdem 
unser Antrag über Jugoslawien angenommen wor- 
den ist, habe ich die Samthandschuhe wieder an- 
gezogen. Den Antragstellern geht es in erster Linie 
darum, daß sie die Europäische Programmgruppe 
für das falsche Gremium im Zusammenhang mit 
dieser Beauftragung halten. Da ich gehört habe — 
ein Vögelchen hat mir das zugesungen — , daß der 
Berichterstatter eventuell bereit wäre, an die Stelle 
der Worte „European Programme Group" das Wort 
„NATO" zu setzen, möchte ich sagen, mit dieser Fas- 
sung könnten sich die Antragsteller einverstanden 
erklären. 

Die Versammlung nimmt den Änderungsantrag in 
dieser vorgeschlagenen Fassung an. 

Empfehlung 288 

betr. die Sicherheit im Mittelmeerraum 

Die Versammlung 

(i) ist der Ansicht, daß die Entwicklung der So- 
wjetunion zur internationalen Seemacht der 
sowjetischen Regierung neue Optionen zur 
Ausdehnung ihres Einflusses liefert; 

(ii) ist sich bewußt, daß die vielen politischen Un- 
sicherheiten, lokalen Streitigkeiten und Kon- 
flikte, denen sowohl alliierte als auch nicht-alli- 
ierte Länder im Mittelmeerraum ausgesetzt 
sind, eine permanente Gefahr für den Ausbruch 
eines größeren Konfliktes durch Fehlkalkula- 
tion und Eskalation darstellen; 

(iii) fordert die Erweiterung und Stärkung der Al- 
lianz auf der Grundlage der parlamentarischen 
Demokratie und der Menschenrechte und die 
Erstellung von Krisenplänen der NATO*, 

(iv) begrüßt das Zustandekommen eines frei ge- 
wählten Parlaments in Portugal und die An- 
zeichen für demokratische Entwicklungen in 
Spanien; 

(v) verweist auf und bekräftigt ihre früheren Emp- 
fehlungen betreffend die korrekte Anwendung 
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der Konvention von Montreux über das Tran- 
sitverbot für Flugzeugträger durch die türki- 
schen Meerengen; die diplomatische Beratung 
von NATO-Befehlshabern durch Angehörige 
des Internationalen NATO-Sekretariats; die 
Übertragung des NATO-Kommandos Gibraltar 
auf das Kommando IBERLANT, 

L EMPFIEHLT DEM RAT, 

regelmäßig alle sich auf die Sicherheit Europas im 
Mittelmeerraum beziehenden Fragen zu untersu- 
chen und so eine Annäherung der politischen und 
strategischen Konzeptionen zu fördern, die der Ver- 
teidigung der verschiedenen Mitgliedsländer der 
Westeuropäischen Union im Mittelmeerbecken zu- 
grunde liegen; 

II. EMPFIEHLT DEM RAT UND ERSUCHT DIE MIT- 
GLIEDSREGIERUNGEN, 

1. den Nordatlantikrat aufzufordern, die Basis der 

Allianz zu verbreitern und zu stärken: 

a) durch Verhandlungen mit einer aus freien 
Wahlen hervorgehenden Regierung in Spa- 
nien über den Beitritt dieses Landes zum 
Nordatlantikpakt und über eine geeignete, 
Rolle für die spanischen Streitkräfte; 

b) durch eine Förderung des Beitritts Maltas zum 
Nordatlantikpakt, falls eine maltesische Re- 
gierung dies wünscht, oder dem Abschluß bi- 
lateraler Verteidigungsabkommen zwischen 
Malta und Italien; 

c) durch Anerkennung des Wertes militärischer 
NATO-Einrichtungen in mehreren Ländern 
des Mittelmeerraums; 

d) durch verstärkte öffentliche Identifizierung al- 
ler Mitgliedsländer und der Allianz als Gan- 
zes mit den Verteidigungsvorkehrungen der 
NATO im Mittelmeerraum; 

e) durch Bereitstellung militärischer Hilfe bei 
der Modernisierung der portugiesischen 
Streitkräfte, damit diese eine neue und stär- 
kere Rolle in der alliierten Verteidigungs- 
planung spielen können; 

f) durch Empfehlung an den Generalsekretär, 
politische Berater aus seiner Politischen Ab- 
teilung in alle bedeutenden NATO-Haupt- 
quartiere abzustellen; 

g) durch Übertragung des Mittelmeer-Komman- 
dos Gibraltar vom Befehlsbereich der Alliier- 
ten Seestreitkräfte Südeuropa auf den 
Iberisch- Atlantischen Bereich; 

2. a) gemeinsam mit den anderen Regierungen der 

Allianz der Sowjetunion und dem jeweiligen 
Land die ernsten Nachteile für normale Be- 
ziehungen und die Entspannung klar zu ma- 
chen, wenn es zur Errichtung neuer sowjeti- 
scher Stützpunkte oder ähnlicher Einrichtun- 
gen im Mittelmeer raum kommt; 


b) den Nordatlantikrat aufzufordern, daß er de- 
taillierte politische und militärische Pläne für 
den Ernstfall bereithält, um jedem der vorge- 
nannten Eventualfälle ohne mehr Geheimhal- 
tung als für den Erfolg erforderlich, begeg- 
nen zu können; 

3. vorzuschlagen, daß die NATO ein jährliches 
Weißbuch der Verteidigung herausgibt, das eine 
gemeinsame Beurteilung der Bedrohung und eine 
Erklärung über die alliierte Strategie enthält. Zu- 
sammen mit besonderen Kapiteln über nationale 
Verteidigungsprogramme. 


Tagesordnungspunkt: 

Entspannung und Sicherheit in Europa 

(Abstimmung über den Empfehlungsentwurf 
Drucksache 703) 

Die Versammlung beschließt, die Abstimmung 
wegen mangelnden Quorums auf die folgende Sit- 
zung zu vertagen. 


Tagesordnungspunkt: 

Die strategische Mobilität 

(Drucksache 709) 

Berichterstatter: Abg. Duvieusart 

Tagesordnungspunkt: 

Die Reservestreitkräfte 

(Drucksache 707) 

Berichterstatter: Abg. Delorme 

Empfehlung 290 
betr. die Reservestreitkräfte 

Die Versammlung 

(i) vertritt die Auffassung, daß eine verbesserte 
Organisation, Rekrutierung und Ausbildung der 
Reservestreitkräfte 

a) eine beträchtliche Verstärkung des Ab- 
schreckungspotentials der Feldverbände der 
europäischen Armeen gestatten würde sowie 

b) eine europäische Verteidigung auf der Basis 
des Rückgriffs auf die möglichst weitgehende 
Mobilisierung der Energie des Volkes im 
Falle eines Angriffs; 

(ii) ist der Meinung, daß die Verteidigung Europas 
sich nicht allein auf die atomare Abschreckung 
und eine moderne und schlagkräftige Feldtruppe 
gründen darf, sondern auch durch eine Volks- 
abwehr gesichert sein muß, die den Willen der 
Völker Europas zum Ausdruck bringt, für ihr 
Schicksal selbst verantwortlich zu bleiben; 
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(iii) ist sich der Bedeutung der Rolle bewußt, die 
die Reservestreitkräfte bei der Stärkung der 
Bande zwischen den europäischen Völkern und 
ihren Armeen spielen können, insbesondere bei 
der besseren Aufklärung der öffentlichen Mei- 
nung über die Wichtigkeit der Verteidigungs- 
probleme; 

(iv) unterstreicht die finanziellen Vorteile der Bil- 
dung einer starken Reserve im Gegensatz zu 
einer gleich starken Aktivtruppe bei einer 
gleichbleibenden bzw. sogar sinkenden Ten- 
denz des Anteils der Verteidigung im Staats- 
haushalt und unaufhörlich steigenden Unter- 
haltskosten für das Personal der Aktivtruppe 
bis zu einem Punkt, wo die Durchführung be- 
stimmter Ausrüstungsprogramme manchmal in 
Frage gestellt ist; 

(v) hält eine Harmonisierung der Konzeptionen für 
die Organisierung der Reservestreitkräfte in Eu- 
ropa im Rahmen einer gemeinsamen Strategie 
aller westeuropäischen Staaten für notwendig; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. a) zusammen mit den Mitgliedstaaten der At- 

lantischen Allianz, die nicht Mitglieder der 
WEU sind, die Art der Aufgaben zu spezifi- 
zieren, die den verschiedenen Komponenten 
im europäischen Verteidigungssystem zukom- 
men: Nuklearverbände, Kampfverbände und 
Heimatschutzverbände ; 

b) den Reservebedarf der Heimatschutzverbän- 
de wie auch der Kampfverbände konsequent 
zu bestimmen im Hinblick auf eine Harmo- 
nisierung der Konzeptionen der europäischen 
Staaten in diesem Bereich; 

2. zu diesem Zweck eine Expertengruppe von 
hohen Verteidigungsbeamten mit der Unter- 
suchung von Maßnahmen zu beauftragen, die 
geeignet sind, den Beitrag der Reserve zur 
europäischen Territorialverteidigung zu ent- 
wickeln und u. a. zu untersuchen, ob es mög- 
lich ist: 

a) die Anzahl der Reservisten, die für die interne 
Verteidigung eingezogen werden könnte, zu 
erhöhen, besonders dort, wo es kein Einberu- 
fungssystem gibt; 

b) Spezialausrüstungen für die Reserve der inter- 
nen Verteidigung in Fertigung zu geben, die 
sich durch Schlagkraft, Einfachheit und Ro- 
bustheit auszeichnen, und sicherzustellen, daß 
sie im Falle der Mobilmachung sofort zur 
Verfügung gestellt werden; 

c) die Ausbildung der für die Führung der Ein- 
heiten der internen Verteidigung verantwort- 
lichen Offiziere zu verbessern und sowohl 
Trainingszeiten bei den aktiven Einheiten 
als auch bei den Mannschaften der Reserve 
vorzusehen; 

d) den Pflichtwehrdienst, wo er besteht, an die 
Erfordernisse der internen Verteidigung an- 


zupassen und dementsprechend eine kurze 
aber intensive aktive Dienstdauer vorzuse- 
hen, gefolgt von einer Reihe von Trainings- 
zeiten in regelmäßigen Abständen; 

e) die internen Verteidigungsstreitkräfte auf 
territorialer Basis zu organisieren durch Ab- 
stellung der erforderlichen Anzahl Wehr- 
dienstleistender und unabdingbarer Reser- 
visten nach Heimatwohnsitzen; 

f) die Reservisten während ihrer Übungszeiten 
nach angemessenen Sätzen zu besolden; 

3. a) Maßnahmen zu untersuchen, die die Verfüg- 

barkeit und Wirksamkeit der Reserve für die 
Kampfverbände erhöhen würden und unter 
anderem nach Mitteln zu suchen, um die Aus- 
bildung derartiger Reserven sowie die Schnel- 
ligkeit und Wirksamkeit ihrer Mobilmachung 

zu verbessern; 

b) der Frage der für die Mobilmachung und den 
sofortigen Einsatz der Reserveeinheiten bei 
den Feldtruppen erforderlichen Zeit beson- 
dere Aufmerksamkeit zu schenken; 

4. die Errichtung eines europäischen Verteidigungs- 
kollegs in Erwägung zu ziehen, wo die für die 
europäische Verteidigung Verantwortlichen und 
Reserveoffiziere ihre Erfahrungen erörtern und 
gemeinsame Grundsätze für den Einsatz der Re- 
servestreitkräfte in Europa erarbeiten würden. 


Donnerstag, 17. Juni 1976 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des niederländischen Außenministers 
Max van der Stoel 

Sieglerschmidt (SPD): M. le Ministre, vous avez 
evoque la necessite d'une politique occidentale 
resolue et coordonnee ä l'egard de l'apartheid dans 
les republiques d'Afrique du sud, Queis dpivent 
etre ä votre avis les domaines dans lesquels il est 
possible aux pays de l'U.E.O. d'agir en ce sens? 
Pensez-vous notamment que toute Cooperation dans 
la production d'energie nucleaire doit etre exclue? 

Vous avez parle aussi d'une amelioration neces- 
saire des controles dans ce domaine, particuliere- 
ment apres l'achat et la vente de r^acteurs nucl4- 
aires. Les mesures prises par l'office de Vienne 
sont-elles ä cet egard satisfaisantes, ou quelles sont 
les possibilites d'une amelioration? Le Gouverne- 
ment neerlandais prendra-t-il en temps voulu une 
initiative dans cette direction? 

Außenminister van der Stoel antwortet, ange- 
sichts der spannungsreichen Lage in Südafrika müß- 
ten die Länder der Europäischen Gemeinschaft und 
der WEU eine gemeinsame Politik betreiben. In 
dieser Hinsicht habe der letzte Europäische Rat be- 
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reits Sanktionen gegen das Regime Smith in Rho- 
desien beschlossen sowie Erklärungen gegen die 
Apartheid in Südafrika abgegeben. Zu der Frage der 
Lieferung von Kernmaterial bestünden noch unter- 
schiedliche Auffassungen} allerdings kämen die 
Garantien der Wiener Kontrollbehörde strikt zur 
Anwendung. 

Mattick (SPD): Herr Minister, ich bitte Sie, mir 
eine heikle Frage zu gestatten. Nach dem Abschluß 
der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa gibt es in gewissen Kreisen — angesichts der 
Tatsache, daß die Erfüllung der Vereinbarungen im 
Korb III auf sich warten läßt — den Eindruck — ich 
teile ihn nicht — , daß die westlichen Partner durch 
die KSZE-Vereinbarungen auf eine falsche Fährte 
gelenkt werden, indem sie Vertrauen haben, das 
unberechtigt ist. In dem Zusammenhang wird oft da- 
von gesprochen, daß damit auch die Verteidigungs- 
bereitschaft nachläßt, und man spricht dann — ver- 
zeihen Sie, daß ich das deutlich ausspreche — immer 
zuerst von den Niederlanden. Man hat das Beden- 
ken, daß die Verteidigungsbereitschaft der Gemein- 
schaft nicht mehr so vorhanden ist, wie sie es früher 
war. 

Ich würde Sie bitten, wenn Sie können, diese Be- 
denken zu zerstreuen. 

Außenminister van der Stoel antwortet, es sei zu 
hoffen, daß in Zukunft die Anwendung der Be- 
schlüsse des Korbes 3 verbessert werde. — Die 
Niederlande ließen in keiner Weise in ihren Ver- 
teidigungsanstrengungen nach} im Gegenteil durch 
den Rationalisierungsprozeß wüchse noch ihre Ver- 
teidigungskraft, die sich im übrigen durchaus mit 
derjenigen der anderen Mitgliedsländer vergleichen 
lasse. 

Richter (SPD): Herr Minister, in Ihren Ausführun- 
gen hat die Entspannung einen erfreulich breiten 
Raum eingenommen. Sie kamen dabei zu einer sehr 
vorsichtigen Einschätzung der bisherigen MBFR-Er- 
gebnisse in Wien. Wenn ich mir die Situation im 
nuklearen Bereich ansehe — das war in Ihrer Dar- 
stellung weit ausgeführt — und dabei an die Ver- 
handlungen in Wien denke, würde mich Ihre 
Prognose in diesem Bereich interessieren. 

Wenn ich mich recht erinnere, gab es ein Ange- 
bot der Amerikaner, 1000 nukleare Sprengköpfe 
aus Europa abzuziehen. Die Sowjetunion hat diesem 
amerikanischen Vorschlag nicht zugestimmt. Auf 
der anderen Seite gab es Angebote der Sowjetunion, 
die umgekehrt materiell darauf hinzielten, die NA- 
TO bzw. die Amerikaner zu bewegen, im Bereich 
der NIKE und der Pershing-Lenkwaffen gewisse Re- 
duzierungen zu ermöglichen. Die Situation scheint 
festgefahren zu sein. Sind Sie in der Lage, in etwa 
Trends der nächsten Monate anzudeuten? 

Außenminister van der Stoel erwidert, bei den 
MBFR-V er handlangen sehe er trotz vorhandener 
Schwierigkeiten Möglichkeiten für Fortschritte. Der 
Osten müsse erkennen, daß die westliche Seite 
wohlbegründet eine ausgewogene Verminderung 


der Kräfte fordert und keine nationalen Höchstgren- 
zen akzeptieren könne. Vorschläge des Westens, die 
auf eine Verminderung gewisser nuklearer Waffen 
gerichtet seien, könnten positive Reaktionen des 
Ostens auslösen. 


Tagesordnungspunkt: 

Die Rolle der atlantischen Allianz 
in der heutigen Welt 

(Drucksache 711) 

Berichterstatter: Abg. de Niet 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine ver- 
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Gestatten Sie mir 
vier kurze Bemerkungen: Zunächst einmal glaube 
ich, wir müssen dem Berichterstatter, wie immer 
man auch sein „Expose des motifs" beurteilt, dafür 
dankbar sein, daß er uns eine Lektion zu einem von 
mir sehr geschätzten Wort eines deutschen Kultur- 
philosophen erteilt hat, das da lautet; Wer keine 
Vergangenheit haben will, der hat auch keine Zu- 
kunft. — Er hat nämlich den interessanten Versuch 
unternommen, aus den Ereignissen der Vergangen- 
heit, aus der Historie heraus die Forderungen der 
Gegenwart und für die Zukunft zu entwickeln. 

Zum zweiten möchte ich auf Ihren Beitrag, Herr 
Kollege Bennett, kommen. Ich will dabei wirklich 
darum bemüht sein, mit der Objektivität des Vor- 
sitzenden des Ausschusses zu sprechen. Auch ich 
habe in dem „Expose des motifs" des Kollegen de 
Niet keine antiamerikanischen Gefühle entdecken 
können. Er hat bestimmte Beurteilungen von Ereig- 
nissen der amerikanischen Politik gegeben, die man 
sicherlich so oder so sehen, die man kritisieren oder 
nicht kritisieren kann. Aber aus verschiedenen Stel- 
len und aus dem ganzen Bericht spricht für mich ein 
tiefer Respekt vor dem großen amerikanischen Volk, 
den ich teile. 

Dritte Bemerkung: Ich habe — und zwar aus der 
Solidarität der Ausschußvorsitzenden heraus Ver- 
ständnis für den Beitrag des Kollegen Critchley. Er 
ist ja in einer schwierigen Situation, wenn er über 
militärtechnische Dinge sprechen will. Wenn sie dran 
sind, ist er Ausschußvorsitzender. Er hat nun die 
Gelegenheit wahrgnommen, einmal als „freischaf- 
fender Künstler", wenn ich mich einmal so ausdrük- 
ken darf, zu Fragen militärtechnischer Art zu spre- 
chen, die ihm am Herzen liegen. So habe ich seinen 
Beitrag verstanden. 

Eine letzte Bemerkung zu dem, was der Kollege 
Bennett über die bevorstehende Abstimmung gesagt 
hat. Herr Präsident, meine verehrten Kolleginnen 
und Kollegen, ich will mir ganz schlicht erlauben, 
das Reglement in Erinnerung zu rufen, das in Art. 42 
Abs. 3 lautet: 

Le dispositif seul est soumis au vote de l'Assem- 
blee 

Oder, in der englischen Fassung: 

Only the substantive text is voted upon by the 
Assembly. 

Vielen Dank! 
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Richter (SPD): Herr Präsident! Ich möchte nur 
noch ein paar Worte sagen, um Ihnen möglicher- 
weise das Abstimmungsverfahren zu erleichtern. Sie 
haben die Situation von gestern abend noch in Er- 
innerung. Ich muß für mich und für viele sozialdemo- 
kratische Freunde sagen, daß wir sehr dankbar da- 
für sind, daß Sir Frederick Bennett alle Änderungs- 
vorschläge, die hier in der Versammlung gemacht 
wurden, akzeptiert hat. 

Ich muß mich aber in aller Deutlichkeit — und 
wiederum im Namen zahlreicher Sozialdemokraten 
— von seinem „Expose des motifs" distanzieren. 
Hier wird nach unserer Einschätzung ein Bild ver- 
mittelt, das im Gegensatz steht zu anderen Berichten 
dieser Versammlung, im Gegensatz zu den gestrigen 
Ausführungen des Parlamentarischen Staatssekre- 
tärs Hermann Schmidt, im Gegensatz zum offiziellen 
Lagebild der NATO und — dessen bin ich sicher — 
auch im Gegensatz zu der offiziellen Einschätzung 
seiner eigenen Regierung über die Lage in Europa. 


Wenn wir von dem ausgehen, was hier durch den 
Präsidenten der Kommission noch einmal ausdrück- 
lich bestätigt wird, daß nämlich das „Expose des 
motifs" die subjektive Meinung des Berichterstatters 
darstellt, bin ich in der Lage, Ihnen anzukündigen, 
daß wir unsere Stimmführung, die sich gestern ab- 
zeichnete, revidieren werden. Wir werden dann der 
Empfehlung von Sir Bennett zustimmen, und das 
wird das Geschehen vielleicht erleichtern. 

Wegen fehlenden Quorums wird die Abstimmung 
über die Empfehlung des Berichts auf die nächste 
Sitzung vertagt. 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des portugiesischen Beobachters 
Pedro Roseta 
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